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Ubersicht

Mit dem neuen Bundesgesetz sollen Menschen vor gesundheitsgefédhrdender nichtionisieren-
der Strahlung (NIS) und gesundheitsgefdhrdendem Schall geschiitzt werden. Das neue Gesetz
regelt die Ein- und Durchfuhr, die Abgabe, den Besitz und die Uber das Inverkehrbringen hin-
aus gehende Verwendung von Produkten, die NIS oder Schall erzeugen. Es regelt ebenfalls
Expositionssituationen mit NIS oder Schall, die nicht auf ein einzelnes Produkt zuriickzufiihren
sind. Die Vorlage basiert primar auf der Selbstverantwortung aller Beteiligten, fligt sich damit
in die bestehende Philosophie des Produktesicherheitsrechts ein und ergénzt, wo ndtig, die
bestehenden gesetzlichen Regelungen. Fundierte Grundlagenbeschaffung und adaquate In-
formation der Offentlichkeit werden gesetzlich verankert. Bund und Kantone erhalten klare
Kompetenzen im Vollzug. Damit werden die bestehenden Vollzugszustandigkeiten im Produk-
tebereich optimiert.

Das neue Gesetz sieht eine strenge Eingriffsverwaltung nur in Ausnahmeféallen fur Produkte vor, wel-
che die Gesundheit und Sicherheit von Personen erheblich gefahrden. Es ermdglicht, die Ein- und
Durchfuhr, den Verkauf und den Besitz solcher Produkte zu verbieten. Von einem Verbot betroffen
sollen vorerst ausschliesslich starke Laserpointer sein, deren Strahlung die Grenzwerte fur Augen und
Haut stark Uberschreitet. Diese Laserpointer gefahrden die Gesundheit der Bevolkerung massiv und
stellen fUr spezifische Berufsgruppen wie beispielsweise Pilotinnen und Piloten ein gravierendes Si-
cherheitsproblem dar. Das Bundesamt fUr Zivilluftfahrt hat diesbezliglich seit 2010 Uber 500 Laser-
pointerattacken auf Flugzeuge und Helikopter Uber dem Schweizer Territorium registriert, die zu Blen-
dungen der Cockpitbesatzung gefihrt haben. Wenn die starke Strahlung solcher Laserpointer auf das
Auge trifft, konnen neben Blendungen auch Netzhautverletzungen entstehen, die das Sehvermdgen
beeintrachtigen oder zur Erblindung fiihren.

Weniger weitgehende Massnahmen sieht das neue Gesetz fir eine Uberschaubare Anzahl von Pro-
dukten vor, die Menschen zwar stark mit NIS und Schall belasten, die aber die Gesundheit nicht oder
nur geringfugig gefahrden, sofern sie sachkundig verwendet werden. Dies betrifft insbesondere die
Verwendung leistungsstarker medizinischer Produkte wie beispielsweise Medizinlaser, die in den letz-
ten Jahren in den kosmetischen Bereich migriert sind und dort teilweise von gewerblichen Anbietern
eingesetzt werden, die nicht Uber die erforderliche Sachkunde verfligen.

Unter das neue Gesetz fallt auch eine Reihe von Produkten, welche die Gesundheit nur dann nicht
gefahrden, wenn die sicherheitsrelevanten Vorgaben des Herstellers befolgt werden. In diese Katego-
rie fallen beispielsweise die Solarien, die bei falscher oder Uberméssiger Verwendung Hautverbren-
nungen und Hautkrebs verursachen. Heute lasst sich aufgrund fehlender gesetzlicher Grundlagen
nicht kontrollieren, ob gewerbliche Anbieter die Sicherheitsvorgaben des Herstellers einhalten. Das
neue Gesetz schliesst diese Gesetzeslicke und fiihrt bei Anbietern von Produkten, die mit einem Ge-
fahrdungspotenzial behaftet sind, stichprobenweise Kontrollen durch die Kontrollorgane ein.

Schliesslich fallen auch Situationen unter das neue Gesetz, deren NIS- und Schall-Expositionen nicht
durch ein einzelnes Produkt entstehen. Im Vordergrund stehen dabei Publikumsveranstaltungen, bei
denen die Expositionen durch verschiedene NIS- und Schall-Quellen zu Stande kommen. Zudem soll
es im Rahmen dieses Gesetzes auch mdglich sein, Expositionen durch nattrliche Quellen zu bertick-
sichtigen.

Der Bundesrat hat mit seinem Beschluss vom 25. April 2012 das Eidgenéssische Departement des
Innern (EDI) beauftragt, einen Gesetzesentwurf tber den Schutz vor nichtionisierender Strahlung und
Schall vorzubereiten.

Kernelemente der Vorlage

Verbot von geféahrlichen Produkten: Die Vorlage erméglicht es dem Bundesrat, fir Produkte, welche
die Gesundheit erheblich gefahrden, Ein- und Durchfuhr-, Verkaufs- und Besitzverbote festzulegen.

6



Diese Verbote sind auf die bekannte Laserpointer-Problematik zugeschnitten. Weitere Verbote von
Produkten sind momentan nicht vorgesehen.

Produkte mit Geféhrdungspotenzial: Um die Sicherheit von NIS- oder Schall-Produkten zu verbessern,
die Menschen stark und potenziell gesundheitsgefahrdend mit NIS oder Schall belasten, sollen Bund
und Kantone bei der Verwendung dieser Produkte zukiinftig kontrollieren kénnen, ob die sicherheitsre-
levanten Vorgaben des Herstellers eingehalten werden. Zudem soll der Bund zusammen mit den ein-
schlagigen Branchen in Zukunft fir Produkte, die nur sachkundige Fachleute sicher verwenden kon-
nen, verbindliche Losungen bezuglich der Ausbildung und Verwendung erarbeiten und einen entspre-
chenden Sachkundenachweis vorschreiben. Der Bund soll die gewerbliche oder berufliche Verwen-
dung einzelner besonders gefahrlicher Produkte auch verbieten kénnen.

Expositionen: Der Bund hat in Zukunft die Mdglichkeit, Regelungen fiir gesundheitsgefahrdende Situa-
tionen vorzusehen, die nicht unter das Produktesicherheitsrecht fallen.

Aufgaben des Bundes: Es soll die gesetzliche Grundlage geschaffen werden, damit das BAG die not-
wendigen und spezifischen wissenschaftlichen Grundlagen fiir die Umsetzung des vorliegenden Ge-
setzes beschaffen kann und entsprechend dartber informieren kann.

Vollzug NISSG: Wéhrend dem Bund die Ausarbeitung der Regulierungen obliegt, sollen vor allem die
Kantone das Einhalten der Vorschriften geméss NISSG kontrollieren.

Kosten

Eine erste Schatzung zeigt, dass die Aufgaben des neuen Gesetzes nur geringe Mehrkosten bei Bund
und Kantonen verursachen, die sich klar mit einem besseren Gesundheitsschutz der Bevélkerung
gegeniber NIS und Schall rechtfertigen lassen. Eine Regulierungsfolgenabschatzung (RFA), welche
die Zweckmassigkeit und Kosteneffizienz der vorgeschlagenen Massnahmen des Vorentwurfs detail-
liert beurteilt, wird 2014 durchgefihrt.



1 Ausgangslage

Unter dem Begriff nichtionisierende Strahlung (NIS) werden die ultraviolette (UV) Strahlung, das sicht-
bare Licht, die Infrarotstrahlung sowie die elektromagnetischen Felder (EMF) zusammengefasst. Der
Schall umfasst den horbaren Schall sowie den Infra- und Ultraschall. NIS und Schall kénnen beim
Menschen sowohl positive als auch gesundheitsschadigende Effekte hervorrufen.

Grenzwerte gegen gesundheitliche Gefahrdungen durch NIS- oder Schall

Menschen wie auch andere Lebewesen stehen in einer engen Beziehung zu NIS und Schall. So ist
eine der wichtigsten Lebensgrundlagen, die Sonne, gleichzeitig eine der starksten Strahlungsquellen
im Alltag. Gesundheitsrelevante NIS- und Schallbelastungen entstehen aber auch durch technische
Produkte, die heute im Alltag vorhanden sind. Damit solche Produkte die Gesundheit nicht gefahrden,
missen sie NIS- oder Schall-Grenzwerte einhalten, die internationale Strahlenschutzkommissionen®
empfohlen haben. Diese Grenzwerte basieren auf gesicherten wissenschaftlichen Wirkungen, die
heute fur einzelne Gewebe oder Organe bekannt sind. So schitzen die Grenzwerte der optischen
Strahlung die Augen und die Haut vor akuten reversiblen und irreversiblen Schaden und Verbrennun-
gen. Die EMF-Grenzwerte verhindern, dass EMF das Nervensystem akut erregen oder die Koérper-
temperatur gefahrlich erhéhen. Die Schallgrenzwerte sollen vor Auswirkungen wie Horschaden und
Tinnitus schitzen.

1.1 Aktuelle Problematik

Produkte, deren sichere Verwendung die Einhaltung der Sicherheitsvorgaben voraussetzt
Nebst vielen unproblematischen NIS- oder Schall-Produkten existiert eine Reihe von Produkten, wel-
che die Gesundheit des Menschen dann durch NIS oder Schall gefahrden, wenn die Verwenderinnen
und Verwender nicht alle Sicherheitsvorgaben der Hersteller vollstandig befolgen. Bei falscher Bedie-
nung entstehen relativ schnell Grenzwertliberschreitungen und damit gesundheitliche Gefahrdungen,
da die NIS- und Schall-Grenzwerte im Vergleich zu Grenzwerten in anderen Gebieten nur kleine Si-
cherheitsfaktoren aufweisen.

Das wohl bekannteste und meist diskutierte Beispiel ist das Solarium, das rund zehn Prozent der
Schweizer Bevélkerung regelmassig und rund 40 Prozent sporadisch besuchen®. Um die Haut der
Kundschaft zu braunen, erzeugen Solarien funktionsbedingt eine starke UV-Strahlung, die laut Welt-
gesundheitsorganisation (WHO) erwiesenermassen Krebs® verursacht, zu vorzeitiger Hautalterung
fuhrt und in schwerwiegenden Fallen zu sehr gefahrlichen Verbrennungen fihren kann. Solche be-
drohlichen Situationen entstehen vor allem dann, wenn nicht richtig gewartete oder falsch verwendete
Solarien sehr hohe Strahlenbelastungen bei der Kundschaft verursachen. Solarien hingegen, die ge-
mass den Installations-, Verwendungs- und Wartungsanforderungen der europaischen Produktenorm
fur Hautbestrahlungsgerate® betrieben werden, verursachen eine verringerte Strahlenbelastung, die
vom gesundheitlichen Standpunkt her tolerierbar ist. Diese auch von der Schweiz anerkannte Norm,
die sowohl fur die Sicherheitsanforderungen der Hersteller als auch fiir das Inverkehrbringen der Sola-
rien massgebend ist, begrenzt unter anderem die maximal zuldssige Strahlung, verlangt den gerate-
konformen Ersatz defekter Lampen und schreibt Warnhinweise vor, die Solarienbesucherinnen und -
besucher sowohl auf die Gefahrlichkeit Gbermassiger ultravioletter Strahlung als auch auf die sichere
Verwendung der Gerate hinweisen. Um gesundheitlichen Gefahrdungen auf ein akzeptables Restrisi-

! International commission on non-ionizing radiation protection, www.icnirp.de

2 ofs 2010. Solariennutzung in der Schweiz.
http://www.gfsbern.ch/Neuigkeiten/tabid/177/itemid/414/amid/1151/solariumnutzung-in-der-
schweiz.aspx

® WHO/IARC Exposure to artificial UV radiation and skin cancer: 2005
http://www.iarc.fr/en/publications/pdfs-online/wrk/wrk1/ArtificialUVRad&SkinCancer.pdf

* SN EN 60335-2-27: 2010. Sicherheit elektrischer Geréte fiir den Hausgebrauch und &hnliche Zwe-
cke - Teil 2-27: Besondere Anforderungen fur Hautbestrahlungsgeréte mit Ultraviolett- und Infrarot-
strahlung.
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ko zu vermindern, missen Solarienanbieter die von der Norm und vom Hersteller vorgesehenen Vor-
gaben zu Installation, Bedienung und Wartung vollstdndig umsetzen. Sie sollen Kundinnen und Kun-
densicher eingestellte Gerate zur Verfigung stellen. Erfahrungen aus der Schweiz und dem Ausland
zeigen allerdings, dass gewerbliche Anbieter diese Vorgaben vielfach nicht vollstandig umsetzen und
hier Handlungsbedarf besteht.

Neben den Solarien umfasst diese Produktekategorie einige wenige NIS- und Schall-Produkte, bei-
spielsweise in der Kosmetikbranche eingesetzte Hautbehandlungsgerate sowie privat verwendete
Produkte, die lauten Schall, starke EMF oder starke optische Strahlung erzeugen.

Handlungsbedarf
Bei der Verwendung von NIS- oder Schall-Produkten, welche die Gesundheit durch falsche Verwen-
dung gefahrden, missen die Sicherheitsvorgaben der Hersteller befolgt werden.

Produkte mit hohen Expositionen, die eine sachkundige Verwendung voraussetzen

Eine weitere Kategorie betrifft NIS- oder Schall-Produkte, die nur sicher verwendet werden kdnnen,
falls die Verwenderinnen und Verwender sachkundig sind. Solche Produkte, deren Expositionen oft
weit oberhalb international empfohlener Grenzwerte liegen, werden beispielsweise fir medizinische
Behandlungen eingesetzt. Solche Behandlungen bedingen, dass Fachpersonen den medizinischen
Nutzen gegen die Risiken abwagen. Seit einigen Jahren migrieren diese Behandlungen in den Kos-
metikbereich und werden dort im grossen Stil gewerblich angeboten. Im Vordergrund stehen Hautbe-
handlungen, die unerwiinschte Kérperhaare entfernen, gealterte oder anderweitig beeintrachtigte Haut
verjingen sowie Tatowierungen ausradieren. Die eingesetzten Produkte verursachen zum Teil sehr
starke Expositionen mit intensivem gepulstem Licht (IPL), Laserstrahlen oder hochfrequenten EMF.
Die Kosmetikbranche bietet zunehmend auch Schlankheits- und Bodyforming-Behandlungen an, die
mit starken Ultraschall-, Laser-, Infrarot-, Warme- oder EMF-Expositionen Uberschissiges Fett abbau-
en sollen. Diese Produktemigration akzentuiert sich in letzter Zeit dahingehend, dass solche Produkte
in einfacherer und billigerer Ausfiihrung auch fir die private Heimverwendung vermarktet werden.
Schlussendlich sind zu Wellness- und Erholungszwecken Magnetfeldmatten im Handel, deren starke
und weit Uber den Grenzwerten liegende Magnetfelder das Wohlbefinden férdern sollen.

Ein Beispiel dafir ist die so genannte IPL-Technologie, die mit intensivem gepulstem sichtbarem Licht
arbeitet. Sie ist zurzeit die am haufigsten verwendete kosmetische Behandlung mit NIS, der sich laut
einer aktuellen Umfrage des BAG bereits zehn Prozent der Schweizer Bevolkerung unterworfen hat.
IPL-Geréate lassen sich auf Grund ihrer Komplexitat ausschliesslich von sachkundig ausgebildeten
Personen sicher bedienen, sie Uberfordern jedoch nicht oder ungenigend ausgebildete gewerbliche
Anbieter oder Privatpersonen. Strahlungsmessungen im Auftrag des BAG haben gezeigt, dass die
Expositionen durch IPL-Gerate sowohl fir die Heimanwendung als auch fur den gewerblichen Einsatz
weit Uber dem Grenzwert flr die Haut liegen. Damit besteht die Gefahr flr langwierige Hautschadi-
gungen oder Verbrennungen. Diese Gefahrdungen, die in der medizinischen Literatur ausfihrlich be-
schrieben sind, kommen laut Branchenvertretern hierzulande haufig in der Praxis vor. Verschéarfend
kommt hinzu, dass mdgliche Langzeitwirkungen nicht untersucht sind. Aus der erwdhnten Umfrage
lasst sich aus methodischen Grunden keine genaue Fallzahl fir Komplikationen ableiten. Sie wird im
vierstelligen Bereich vermutet.

Handlungsbedarf

Da viele dieser Behandlungen trotz hoher Expositionen bei richtiger Verwendung Vorteile bieten, sol-
len sie ausschliesslich Personen zur Verfligung stehen, die nachweislich Uber gentigend Sachkunde
verfugen.

Produkte, die gefahrliche Expositionen verursachen

Einziges Beispiel dieser Produktekategorie bilden im Moment Laserpointer, das heisst von Hand ge-
haltene Lasergerate, die als optische Zeigeinstrumente bei Présentationen eingesetzt werden. Zu
diesem Zweck wirden eigentlich Laserpointer gentigen, deren Strahlung die Grenzwerte fir Augen-
oder Hautschadigungen ohne weiteres einhélt. Nebst solchen sicheren Produkten sind heute jedoch
zunehmend Laserpointer mit sehr hohen Strahlstarken im Umlauf, welche diese Grenzwerte bis tber
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das Tausendfache Uberschreiten, dadurch Augen und Haut stark gefahrden sowie eine Brandgefahr
darstellen. Solche leistungsstarken Produkte lassen sich nicht mehr sinnvoll verwenden, sondern wei-
sen ein hohes Missbrauchspotenzial auf. Diese oft im Ausland hergestellten Produkte kénnen heute
von Privatpersonen oder gewerblichen Anbietern unkontrolliert iber den Internethandel in die Schweiz
eingeftihrt und in Umlauf gebracht werden. Das Problem verschérft sich dadurch, dass neuerdings
Vorsatzlinsen und andere speziell fir Laserpointer konstruierte Vorrichtungen erhéltlich sind, mit de-
nen sich die Laserstrahlen bindeln und ausrichten lassen. Solche Zubehorteile ermdglichen es, dass
auch die eigentlich ungefahrliche Strahlung leistungsschwacher Laserpointer die Gesundheit geféahr-
den kann.

Treffen solche Laserstrahlen auf das Auge, sind im besten Fall reversible Blendungen die Folge. Ne-
ben Blendungen kénnen aber auch Netzhautverletzungen entstehen, da weder die Hornhaut noch der
Glaskorper des Auges den Laserstrahl absorbiert. Starke Laserstrahlen verursachen sowohl reversib-
le photochemische Schaden als auch irreversible Verbrennungen der Netzhaut, so dass ein einge-
schréanktes Sehvermdgen oder auch Erblindungen mdglich sind.

Blendungen konnen trotz ihres voriibergehenden Charakters Personen beeintrachtigen, die Flug- oder
Fahrzeuge lenken. Sie stellen damit eine stark unterschatzte Gefahr fir die 6ffentliche Sicherheit dar.
Solche Blendungen sind auch mit Laserpointern moglich, welche die Grenzwerte fur Augen und Haut-
schéaden einhalten. So werden in der Schweiz gut 130 Laserattacken pro Jahr auf Pilotinnen und Pilo-
ten verubt. Sie ereignen sich meist in den letzten Sekunden von Landeanfliigen und verursachen bei
den Cockpitbesatzungen langer andauernde Blendungen, schwarze oder farbige Fleckenerscheinun-
gen auf der Netzhaut, eine partielle Farbenblindheit wie auch Wahrnehmungsstérungen. Sie kénnen
dazu fuhren, dass die Besatzung Instrumente nicht mehr erkennt und das Flugzeug durch unkontrol-
lierte Handbewegungen in eine gefahrliche Lage bringt. Meistens brechen geblendete Besatzungen
den Anflug aus Sicherheitsgrinden ab, was zu grossen wirtschaftlichen Verlusten fihrt. Es besteht
zudem die Gefahr, dass Personen sehr starke Laserpointer auf Stative montieren und damit auf Flug-
zeuge zielen, die auf Reiseflughdhe fliegen. Nebst Pilotinnen und Piloten sind weitere Berufsgruppen
besonders gefahrdet: Helikopterbesatzungen sind durch die Vollverglasung des Cockpits stark expo-
niert und tragen Helme oder Nachtsichtgerate, welche die Blendwirkungen verstérken kénnen. Bei
den Attacken auf Lokpersonal stellt die partielle Farbenblindheit ein grosses Problem dar, da sie die
Sichtbarkeit von Signalen und Anzeigeinstrumenten verunmgéglicht. Blendungen von Polizistinnen und
Polizisten sind deshalb geféhrlich, da die transparente, gebogene Helmform Laserstrahlen fokussiert
und der Helm Abwendungsreaktionen erschwert.

Handlungsbedarf
Aufgrund der grossen Gesundheits- und Sicherheitsgefahrdung miissen geféhrliche Laserpointer so-
wie Zubehorteile, die den Laserstrahl ausrichten oder bundeln, verboten werden.

NIS- und Schall-Expositionen, die sich nicht einzelnen Produkten zuordnen lassen

NIS- oder Schallbelastungen, die sich nicht einzelnen Produkten zuordnen lassen, sollen die Gesund-
heit trotzdem nicht gefahrden. Solche Situationen ergeben sich beispielsweise, wenn sich NIS- oder
Schallexpositionen durch mehrere leistungsstarke Produkte Uberlagern, die bereits einzeln die
Grenzwerte ausreizen. Im Vordergrund stehen Veranstaltungen wie Konzerte, anderweitige Vorfuh-
rungen oder Angebote in Clubs und Discotheken. Sie fihren oft zu gesundheitsgefahrdenden Schall-
belastungen, wenn sich die diversen verstarkten oder unverstarkten Schallquellen der Veranstalter
und der Schall des Publikums Uberlagern. Gefahrdungen entstehen auch dann, wenn Lasershows,
starke Scheinwerfer, Stroboskope oder UV-Lampen auf das Publikum einwirken. Solche Gefahrdun-
gen werden heute durch die Grenzwerte fur elektronisch verstarkten Schall und Laserstrahlen der
Schall- und Laserverordnung (SLV; SR 814.49) zumindest teilweise begrenzt. Die SLV nimmt zusétz-
lich auch die Veranstalter in die Pflicht. Sie sollen das Publikum Uber diese Belastungen und ihre Ge-
fahrdungen informieren, ihm bei Bedarf Schutzmittel wie Gehdrschiitze verteilen und ihm Zonen zur
Verflgung stellen, die weniger mit NIS oder Schall belastet sind.
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Nebst den Veranstaltungen zeichnen sich mdgliche Expositionstiberlagerungen auch bei drahtlosen
Identifikations-Technologien ab, die zunehmend im Alltag anzutreffen sind. Zudem kénnen hohe Ex-
positionen auch durch natirliche Quellen auftreten.

Handlungsbedarf
Um den Gesundheitsschutz des Publikums bei Veranstaltungen genligend zu gewahrleisten, muss die
heute im USG geltende gesetzliche Grundlage mit diesem Gesetz erweitert werden.

Bei Situationen mit Expositionstberlagerungen durch verschiedene Quellen sollen geeignete Mass-
nahmen getroffen werden kénnen, um Gesundheitsgefadhrdungen vorzubeugen.

Langfristige Wirkungen von NIS und Schall

Mdogliche gesundheitliche Langzeitwirkungen sind in den NIS-Grenzwerten nur teilweise beriicksich-
tigt, weil die Grenzwertkommissionen die in Langzeitstudien teilweise sichtbaren Wirkungen als wis-
senschaftlich nicht ausreichend taxieren. Nichtsdestotrotz sind diese Studien vom gesundheitlichen
Standpunkt wichtig, allerdings ist es oft schwierig, ihre vielschichtigen Resultate zu interpretieren.

Langfristige Wirkungen zeichnen sich insbesondere bei der Sonnenstrahlung ab. Sie stellt eine unse-
rer wichtigsten Lebensgrundlagen und gleichzeitig auch eine starke NIS-Belastung dar, die gravieren-
de Krankheiten hervorrufen kann. Diese Situation hat sich durch gesellschaftliche Veréanderungen in
den letzten Jahrzehnten akzentuiert. Neue Verhaltensmuster der Bevolkerung fihren zu kurzeitigen
und tberdurchschnittlichen UV-Expositionen durch die Sonne, die in der Schweiz zu schatzungswiese
13'000 Hautkrebserkrankungen und ungefahr 350 Todesfallen pro Jahr fiihren®. Nebst diesen negati-
ven Wirkungen hat die Sonnenstrahlung wichtige positive Seiten. Der UV-Anteil der Sonnenstrahlung
ist unentbehrlich, damit die Haut das lebensnotwendige Vitamin D produzieren kann. Dieser Synthe-
seweg ist fur den Menschen zentral, da er den Vitamin D-Bedarf nur zu einem kleinen Teil aus der
Nahrung oder kinstlichen Supplementen deckt. Genlugend Vitamin D ist fur die Knochengesundheit6
im Alter unabdingbar und schiitzt méglicherweise vor schweren Erkrankungen7. Im Zentrum der heuti-
gen Forschung steht momentan die Frage, ob und welchen Schutz Vitamin D vor Krebs, Herzkreis-
lauferkrankungen, Hirnschlagen, Diabetes und weiteren Erkrankungen bietet.

Studien der letzten zehn Jahre zeigen zudem, dass das sichtbare Licht weitreichend in die Physiologie
des Menschen eingreift und Uber chronobiologische Prozesse beispielsweise die Schlaf- und Wach-
phasen regelt. Hier stellt sich die Frage, wie diese Prozesse durch neue Licht- und Displaytechnolo-
gien beeinflusst werden.

Im Bereich des Schalls ist bekannt, dass hohe Larmpegel mit Herzkreislauferkrankungen, Schlafsto-
rungen oder kognitiven Beeintrachtigungen bei Kindern zusammenhéngen. Eine Studie im Auftrag des
Bundesamtes fiur Umwelt (BAFU)8 zeigt diesbeziglich, dass in der Schweiz jahrlich 45’500 DALY
(Lebensjahre bei einwandfreier Gesundheit) wegen der Belastung durch Verkehrslarm verloren ge-
hen. Gesundheitlich problematisch sind auch hohe freizeitbedingte Schallbelastungen, die das Gehdr

® Bundesamt fiir Statistik (BFS), National Institute for Cancer Epidemiology and Registration (NICER),
Schweizer Kinderkrebsregister (SKKR) Krebs in der Schweiz — Stand und Entwicklung von 1983 bis
2007, Neuchéatel 2011.

Swiss Association of Cancer Registries (VSKR) Cancer in Switzerland — Volume 1 Statistics of Inci-
dence, Geneva 2003.

Swiss Association of Cancer Registries (VSKR) Cancer in Switzerland — Volume 2 Statistics of Mortal-
ity, Geneva 2003.

® Institute of Medicine 2010. Dietary Reference Intakes for Calcium and Vitamin D.
http://www.iom.edu/Reports/2010/Dietary-Reference-Intakes-for-Calcium-and-Vitamin-D.aspx

” International Commission on lllumination. Recommendations on Minimum Levels of Solar UV Expo-
sure CIE 201:2011, ISBN 978 3 902842 39 8 http://www.cie.co.at/index.php?i_ca_id=837

8 Ecoplan: Auswirkungen des Verkehrslarms auf die Gesundheit. Berechnung von DALY fir die
Schweiz. 2013.
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irreversibel beeintrachtigen kénnen. Eine kiirzlich im Auftrag des BAG durchgefiihrte Befragung® zeigt,
dass jede dritte Person in der Schweiz in den letzten finf Jahren an einem voribergehenden Horprob-
lem gelitten hat, welches sie auf zu hohe Schallbelastungen zuriickfiihrt und dass 1 Million Leute in
der Schweiz an einem Tinnitus leiden.

Auf Grund der negativen wie auch positiven Auswirkungen bendétigen NIS und Schall spezielle
Schutzkonzepte. Es ist nicht moglich, wie bei anderen gefahrlichen Einwirkungen, die Belastungen
grundsétzlich zu minimieren. Gerade im optischen Bereich der NIS wére dies kontraproduktiv. Eine
Herausforderung ist es nun, sowohl positive als auch negative Eigenschaften unter einen Hut zu brin-
gen und die Bevdlkerung im gesamten Kontext der Gefahrdungen mdglichst gut zu schitzen.

Handlungsbedarf
Solche weitergehenden Fragestellungen im Bereich NIS und Schall bedingen eine grossere Auslege-
ordnung. Die Gesundheitsbehdrden sollen das notwendige Wissen beschaffen, die richtigen Mass-
nahmen daraus ableiten und die Bevdlkerung und andere involvierte Kreise nach neustem Wissens-
stand informieren.

1.2 Rechtliche Situation in der Schweiz

Dieses Kapitel beschreibt die heutigen gesetzlichen Regelungen, die den Schutz vor gesundheitlichen
Gefahrdungen durch NIS oder Schall betreffen. Zusammen mit der in Kapitel 1.1 dargestellten Prob-
lematik dient diese Zusammenstellung dazu, die Schwéachen des heutigen Systems darzulegen und
den Regelungsbedarf zu formulieren (siehe dazu Kapitel 1.3).

Im Gegensatz zum Bundesgesetz vom 22. Marz 1991 betreffend Strahlenschutz (Strahlenschutzge-
setz, StSG; SR 814.50), das den Schutz vor ionisierender Strahlung umfassend und einheitlich regelt
und das als Polizeigesetz mit weitgehenden Bewilligungspflichten ausgestattet ist, gibt es fir den
Schutz der Gesundheit vor NIS oder Schall nur partielle Vorschriften mit unterschiedlichen Zustandig-
keiten und Regelungsansatzen. Sie regeln entweder einzelne Anlagen, Produkte, den Umgang mit
Produkten oder die Immissionen, denen Personen ausgesetzt sein dirfen.

121 Bundesgesetzgebung

Die nachfolgend dargestellte Bundesgesetzgebung zu NIS und Schall teilt sich in Rahmen- und Sek-
torerlasse auf. Die Rahmenerlasse regeln entweder tUbergeordnete Grundséatze oder sie sind als (sub-
sididres) Auffangrecht konzipiert. Die Sektorerlasse regeln spezifische Themenbereiche.

Bundesgesetz vom 12. Juni 2009™ iber die Produktesicherheit (PrSG)

Zweck des PrSG ist es, die Sicherheit von Produkten zu gewahrleisten und den grenziiberschreiten-
den freien Warenverkehr zu erleichtern. Gemass PrSG durfen Produkte in Verkehr gebracht werden,
wenn sie die Gesundheit nicht oder nur geringfiigig gefahrden. Das PrSG ist als Rahmengesetz an-
wendbar, soweit die von einem Produkt ausgehenden Risiken nicht in anderen bundesrechtlichen
Bestimmungen geregelt sind, die dasselbe Ziel wie das PrSG verfolgen. Das PrSG soll die Differen-
zen der schweizerischen Produktsicherheitsvorschriften gegeniiber der européaischen Richtlinie tber
die allgemeine Produktsicherheit (RaPs)* beseitigen.

Das PrSG orientiert sich inhaltlich in erster Linie am EU-Konzept des new and global approach. Die
Hersteller sind demnach selber verantwortlich, dass ihre Produkte beim Inverkehrbringen die grundle-
genden Anforderungen einhalten. Diese werden in der Schweiz vom Bundesrat erlassen, der dazu auf
das einschlagige EU-Recht verweist. Die Vollzugsbehdrde tberprift im Rahmen der Marktiberwa-

® gfs.bern. Befragung Schallexposition und Gehor. 2012.

' SR 814.50

" SR 930.11

12 Richtlinie 2007/23/EG des europaischen Parlaments und des Rates vom 3. Dezember 2001 tber
die allgemeine Produktesicheriet, ABI. 11 vom 15.01.2002, S. 4
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chung nach dem Inverkehrbringen stichprobenweise die Konformitat von Produkten mit den grundle-
genden Anforderungen. Bei einem Produkt, das den Anforderungen der europdisch harmonisierten
Normen entspricht, kann vermutet werden, dass es die grundlegenden Anforderungen erfillt. Kann
nicht nach dem EU-Konzept des new and global approach verfahren werden bzw. sind keine grundle-
genden Anforderungen bekannt, verlangt das PrSG die Berilicksichtigung des Standes des Wissens
und der Technik.

Soweit ein Vollzugsorgan einen anderen Bundeserlass uber die Produktesicherheit vollzieht, vollzieht
es in diesem Zustandigkeitsbereich auch das PrsG. Die Vollzugsbehdrden der anderen Produktesi-
cherheitserlasse und die Kontrollorgane des PrSG stimmen ihren Vollzug miteinander ab. Das Staats-
sekretariat fir Wirtschaft (SECO) leitet die Koordination und entscheidet bei Konflikten Uber Zustan-
digkeiten. Es kann Weisungen zur Marktiiberwachung erlassen.

Bundesgesetz vom 6. Oktober 1995" tiber die technischen Handelshemmnisse (THG)

Als Rahmengesetz regelt das THG die Grundsatze fur die Entwicklung von harmonisierten techni-
schen Vorschriften zwischen der Schweiz und ihren wichtigsten Handelspartnern, insbesondere mit
der Europaischen Union (EU). Seither werden schweizerische Vorschriften grundsatzlich so erlassen,
dass sie mit jenen der wichtigsten Handelspartner der Schweiz, namentlich der EU, tbereinstimmen.
Das THG wird erganzt durch das Abkommen mit der EU zur gegenseitigen Anerkennung von Konfor-
mitatsbewertungen (Mutual Recognition Agreement MRA; SR 0.946.526.81). Es legt fur alle vom Ab-
kommen erfassten Produktbereiche fest, dass in der Schweiz und in der EU durchgefiihrte Konformi-
tatsbewertungen gegenseitig anerkannt werden. Die Schweiz ist basierend auf dem Abkommen vdl-
kerrechtlich dazu verpflichtet, gleichwertige Bestimmungen in den erfassten Produktebereichen anzu-
wenden. Im THG ist auch die einseitige Anwendung des sog. ,,Cassis-de-Dijon-Prinzips* der EU in der
Schweiz verankert. Basierend auf diesem Prinzip kénnen Produkte in der Schweiz in Verkehr ge-
bracht werden, die nach den Vorschriften der EU oder eines EU-/EWR-Mitgliedstaats hergestellt und
dort rechtmassig in Verkehr gebracht worden sind, auch wenn sie den schweizerischen Vorschriften
nicht oder nicht vollstandig entsprechen. Wie in der EU ist das Cassis-de-Dijon-Prinzip in den Berei-
chen, in welchen eine Harmonisierung der technischen Vorschriften vorhanden ist, nicht anwendbar.
Vom Abbau technischer Handelshemmnisse geméass THG wird allerdings ausnahmsweise abgese-
hen, wenn es sich durch ein Uberwiegendes o6ffentliches Interesse wie etwa den Schutz der 6ffentli-
chen Ordnung, der Gesundheit oder der Umwelt rechtfertigen lasst (Art. 4 Abs. 3 und 4 THG).

Verordnung vom 9. April 1997 tiber elektrische Niederspannungserzeugnisse (NEV)

Die meisten Produkte, die NIS- und Schall-Expositionen verursachen, stellen auf Grund ihrer Energie-
versorgung Niederspannungserzeugnisse dar, die in der NEV geregelt sind. Die NEV basiert auf dem
Bundesgesetz vom 24. Juni 1902"° betreffend die elektrischen Schwach- und Starkstromanlagen
(Elektrizitatsgesetz, EleG). Auch bei Niederspannungserzeugnissen wird nach dem Konzept des new
and global approach verfahren. Die NEV verweist diesbeziglich auf die européaische Niederspan-
nungsrichtlinie16 (engl. Low Voltage Directive, nachstehend LVD) und ist Bestandteil des MRA"’ (An-
hang 1, Kapitel 9). Damit die Schweizer Anforderungen an den Produktsektor der Niederspannungs-
erzeugnisse mit dem MRA vereinbar bleiben, muss die Gleichwertigkeit der Schweizer Gesetzgebung
mit dem EU-Recht auch in Zukunft sichergestellt sein. Die LVD schreibt technische Massnahmen vor,
um vor Gefahren zu schitzen, die von elektrischen Betriebsmitteln ausgehen. Sie erwdhnt neben dem
Schutz vor direkter und indirekter Berihrung auch den Schutz vor geféhrlichen Temperaturen, Licht-
bdgen, Strahlungen und nicht-elektrischen Gefahren, die erfahrungsgemdass von elektrischen Be-
triebsmitteln ausgehen. Die Schutzziele der LVD werden teilweise in européisch harmonisierten Nor-
men konkretisiert. Fir den Vollzug der NEV ist das Eidgendssische Starkstrominspektorat (ESTI) zu-

¥ SR 946.51

" SR 734.26

® SR 734.0

'® Richtlinie 2006/95/EG des europaischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 zur
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten betreffend elektrische Betriebsmittel zur Ver-
wendung innerhalb bestimmter Spannungsgrenzen, ABI. L 374 vom 27.12.2006, S. 10

' SR 0.946.526.81
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standig. Es Uberprift nach dem Inverkehrbringen die Konformitat mit den grundlegenden Anforderun-
gen stichprobenweise im Rahmen der Marktiberwachung. Das ESTI Uberprift dabei die elektrische
Sicherheit im klassischen Sinn (z.B. Gefahrdung oder Schéden durch Stromschlag oder Kriechstro-
me).

Medizinprodukteverordnung vom 17. Oktober 2001*® (MePV)

Fur Medizinprodukte, die NIS oder Schall erzeugen, gelten die Vorschriften der MePV und die ent-
sprechenden internationalen Produktesicherheitsnormen. Die MepV basiert auf dem Bundesgesetz
vom 15. Dezember 2000 (iber Arzneimittel und Medizinprodukte (Heilmittelgesetz, HMG) und orien-
tiert sich ebenfalls am new and global approach. Die grundlegenden Anforderungen sind der européi-
schen Medizinprodukterichtlinie®® zu entnehmen. Fiir die Marktiberwachung sind die Kantone und
das Schweizerische Heilmittelinstitut swissmedic zustandig. Die Medizinprodukte fallen unter den Gel-
tungsbereich des MRA mit der EU (Anhang 1, Kapitel 4 MRA).

Verordnung vom 14. Juni 20022 tiber Fernmeldeanlagen (FAV)

Fur Telekommunikationsanlagen (z.B. Mobiltelefone) sind das Fernmeldegesetz vom 30. April 19977
(FMG) und die FAV massgebend. Die FAV verweist beziiglich des Gesundheitsschutzes von solchen
Produkten auf die bereits erwahnten Schutzziele der LVD und orientiert sich damit ebenfalls am Kon-
zept des new and global approach. Die Anforderungen an das Inverkehrbringen von Telekommunika-
tionsgeraten ohne Spannungsgrenze (Art. 7 Abs. 1 Bst a FAV) sind ebenfalls Bestandteil des MRA
zwischen der EU und der Schweiz (Anhang 1, Kapitel 7 MRA). Damit die Schweizer Anforderungen an
Telekommunikationsgerate mit dem MRA vereinbar bleiben, muss die Gleichwertigkeit der Schweizer
Gesetzgebung mit dem EU-Recht auch in Zukunft sichergestellt sein. Der Vollzug der Bestimmungen
Uber die elektromagnetische Vertraglichkeit von Anlagen, Leitungen und anderen Geraten liegt beim
Bundesamt fur Kommunikation (BAKOM). Fur den Vollzug der Bestimmungen zur elektrischen Si-
cherheit und Gesundheit ist das ESTI zustandig.

Verordnung vom 18. November 2009 iiber die elektromagnetische Vertraglichkeit (VEMV)

Die VEMV regelt die elektromagnetische Vertraglichkeit mehrerer Produkte zueinander, um gegensei-
tige Stdérungen zu verhindern. Diese Probleme weisen einen indirekten Zusammenhang zum Gesund-
heitsschutz auf. Der Hersteller eines Gerates muss im Rahmen der Produkteweiterentwicklung den
Stand der Technik bertcksichtigen, der in den anwendbaren Normen konkretisiert ist. Der Vollzug
dieser Verordnung obliegt dem BAKOM.

Bundesgesetz vom 20. Juni 1997** tiber Waffen, Waffenzubehor und Munition (Waffengesetz,
WG)

Neben der Bekampfung des Waffenmissbrauchs hat das WG den Zweck, das missbrauchliche Tragen
gefahrlicher Gegenstéande zu verhindern, die sich zur Bedrohung oder Verletzung von Menschen eig-
nen. Dazu gehoéren auch Produkte, die gesundheitsgeféhrdende NIS- oder Schallexpositionen erzeu-
gen, wie beispielsweise sehr gefahrliche Laserpointer. Bereits heute dirfen Personen solche Gegens-
tédnde nicht an 6ffentlich zuganglichen Orten tragen oder in Fahrzeugen mitflihren, insbesondere wenn
sie keine bestimmungsgemasse Verwendung glaubhaft machen kénnen oder den Eindruck erwecken,
dass sie die Gegenstdnde missbrauchlich einsetzen wollen. Die Polizei kann erst bei der Gefahr
missbrauchlicher Verwendung solche Gegenstande beschlagnahmen (Art. 31 Abs. 1 Bst. ¢ und Abs.
3).

¥ SR 812.213

¥ SR 812.21

2% Richtlinie 93/42/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 iiber Medizinprodukte, ABI. 169 vom
12.07.1993, S. 1

1 SR 784.101.2

2 SR 784.10

# SR 734.5

% SR 514.54
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Bundesgesetz vom 25. Marz 1977% iiber explosionsgefahrliche Stoffe (Sprengstoffgesetz,
SprstG)

Das SprstG und die Verordnung vom 27. November 2000%° uber explosionsgeféhrliche Stoffe
(Sprengstoffverordnung, SprstV) regeln den Verkehr mit pyrotechnischen Gegenstdnden, zu denen
auch Feuerwerkskdrper zahlen. Sie dirfen nur in Verkehr gebracht werden, wenn sie die Gesundheit
nicht gefahrden. Sie durfen grundsatzlich nur mit Bewilligung des Bundes hergestellt, eingefiihrt oder
verkauft werden. Es gelten spezielle Sicherheits- und Schutzvorschriften wie beispielsweise altersab-
hangige Abgabebeschréankungen. Pyrotechnische Gegenstande missen den grundlegenden Anforde-
rungen der europdischen Richtlinie tGber das Inverkehrbringen pyrotechnischer Gegenstéinde27 ent-
sprechen. Diese legt auch Schallpegelgrenzwerte fest. Die SprstV wird durch die Kantone vollzogen.

Bundesgesetz vom 9. Oktober 1992 (iber Lebensmittel und Gebrauchsgegenstande (Lebens-
mittelgesetz, LMG)

Das LMG bezweckt, dass Gebrauchsgegenstdnde die Gesundheit von Konsumentinnen und Konsu-
menten sowohl bei bestimmungsgemassem als auch Ublicherweise zu erwartendem Gebrauch nicht
gefahrden dirfen. Bei Spielzeugen muss zusatzlich das ubliche Verhalten von Kindern beriicksichtigt
werden. Das LMG deckt alle Stufen des Inverkehrbringens ab. Die wichtigsten Bestimmungen, die
Gebrauchsgegenstande einschliesslich Spielzeuge betreffen, sind im LMG, in der Lebensmittel- und
Gebrauchsgegenstandeverordnung vom 23. November 2005%° (LGV) und in der Verordnung des EDI
vom 27. Marz 2002 tiber die Sicherheit von Spielzeug (Spielzeugverordnung VSS) enthalten. Die
VSS setzt die européische Richtlinie 2009/48/EG (Spielzeugrichtlinie) gleichwertig um. In ihrem An-
hang sind technischen Normen bezeichnet, die auch den Schutz vor NIS oder Schall konkretisieren.
Die Lebensmittelgesetzgebung basiert primar auf der Selbstkontrolle durch die Hersteller und Impor-
teure und sekundar auf der stichprobenartigen, nachtraglichen Marktkontrolle durch die Behérden. Der
Vollzug dieser Gesetzgebung liegt hauptsachlich bei den Kantonen. Die Spielzeuggesetzgebung fallt
in den Geltungsbereich des MRA mit der EU (Anhang 1, Kapitel 3 MRA).

Verordnung vom 2. April 2008°" tiber die Sicherheit von Maschinen (Maschinenverordnung,
MaschV)

Auch der Betrieb von Maschinen kann zu NIS- oder Schallbelastungen fuhren. Diese dirfen nach der
MaschV die Sicherheit und Gesundheit nicht gefahrden. Die grundlegenden Anforderungen fir das
Inverkehrbringen richten sich nach dem Konzept des new and global approach und sind in der EU-
Maschinenrichtlinie festgelegtsz. Das SECO bezeichnet die Normen, die geeignet sind, die grundle-
genden Anforderungen zu konkretisieren. Die Marktiiberwachung, die sich nach der Produktesi-
cherheitsverordnung (PrSV) richtet, obliegt der Schweizerische Unfallversicherungsanstalt (SUVA).
Die MaschV fallt in den Geltungsbereich des MRA mit der EU (Anhang 1, Kapitel 1 MRA).

Verordnung vom 19. Dezember 1983 uber die Verhitung von Unféllen und Berufskrankheiten
(Verordnung uber die Unfallverhitung, VUV)

Berufliche Expositionen durch betriebsinterne NIS- oder Schall-Quellen fallen unter die VUV. Sie stitzt
sich auf das Bundesgesetz vom 20. Marz 1981° iiber die Unfallversicherung (UVG) und auf das Bun-
desgesetz vom 13. Marz 1964% uber die Arbeit in Industrie, Gewerbe und Handel (Arbeitsgesetz,

*® SR 941.41

?° SR 941.411

" Richtlinie 2007/23/EG des europaischen Parlaments und des Rates vom 23. Mai 2007 tiber das
Inverkehrbringen pyrotechnischer Gegenstande, ABI. 154 vom 14.6.2007, S. 1.

*® SR 817.0

SR 817.02

% SR 817.044.1

*' SR 819.14

%2 Richtlinie 2006/42/EG des europaischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2006 tber Ma-
schinen und zur Anderung der Richtlinie 95/16/EG, ABI. 157 vom 9.6.2006, S. 24.

% SR 832.30

* SR 832.20

*® SR 822.11
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ArG) ab. Das Arbeitssicherheitsrecht verpflichtet die Betriebe, alle fiir die Sicherheit und den Gesund-
heitsschutz am Arbeitsplatz erforderlichen Massnahmen zu treffen, diese zu dokumentieren und peri-
odisch zu kontrollieren. Die VUV regelt Arbeitgeber- und Arbeitnehmerpflichten, Schutzmassnahmen
und Schutzeinrichtungen sowie Anforderungen an die Arbeitsmittel. Die Anforderungen der VUV sind
in den SUVA-Grenzwerten fir physikalische Einwirkungen konkretisiert, welche die maximal zulassi-
gen Expositionen am Arbeitsplatz festlegen. Sowohl die VUV als auch die Verordnung 3 vom 18. Au-
gust 1983° zum ArG (Gesundheitsvorsorge, ArGV 3) fordern ausdriicklich den Schutz vor NIS und
Schall. Im Sinne einer Vorsorge sollen nach der ArGV 3 die beruflichen NIS- und Schallbelastungen
maoglichst reduziert oder vermieden werden, auch wenn die Grenzwerte eingehalten sind. Wirken be-
triebsfremde Anlagen oder Einrichtungen auf die NIS-Belastung am Arbeitsplatz ein, die in der Ver-
ordnung vom 23. Dezember 1999%' iiber den Schutz vor nichtionisierender Strahlung (NISV) geregelt
sind, so sind zusatzlich die Immissions- und Anlagegrenzwerte gemass NISV einzuhalten. Der Vollzug
ist aufgeteilt auf das SECO, die SUVA und die Kantone. Die Vollzugsbehérden kontrollieren die Ein-
haltung samtlicher Massnahmen, einschliesslich der Einhaltung der jeweils anwendbaren Grenzwerte.
Eine vom Bundesrat bestellte Koordinationskommission stimmt die einzelnen Vollzugsbereiche auf-
einander ab.

Bundesgesetz vom 7. Oktober 1983% tiber den Umweltschutz (Umweltschutzgesetz, USG)

Nach dem als Rahmengesetz konzipierten USG sind NIS und Larm, die fir den Menschen und die
Umwelt schadlich oder lastig werden kdnnten, zu begrenzen. Das Schutzkonzept ist zweistufig ange-
legt:

e In der ersten Stufe sind Emissionen im Sinne der Vorsorge und unabhangig von der Umwelt-
belastung so weit zu begrenzen, als dies technisch und betrieblich méglich und wirtschaftlich
tragbar ist. Im Bereich NIS dient diese Stufe insbesondere dazu, noch unbekannte Gesund-
heitsfolgen bei Langzeitexpositionen zu minimieren.

e In der zweiten Stufe werden die Emissionsbegrenzungen verscharft, wenn feststeht oder zu
erwarten ist, dass die Einwirkungen schéadlich oder lastig werden. Die Schéadlichkeits- oder
Lastigkeitsschwellen werden durch den Bundesrat in Form von Immissionsgrenzwerten fest-
gelegt.

Die Emissionsbegrenzung setzt bei den emittierenden Anlagen an. Darunter werden sowohl ortsfeste
Anlagen als auch Gerate, Maschinen, Fahrzeuge und dgl. verstanden. Erfasst sind dabei nur Einwir-
kungen, die eine Gefahrdung oder Belastigung nicht direkt, sondern auf dem Weg uber ein Umwelt-
medium entstehen lassen. Aufsichtsbehdrde und zugleich Fachbehdrde des Bundes fur NIS und
Schall in der Umwelt ist das BAFU, vorbehaltlich des speziellen Sektorrechts fiir Larm. Vollzugsbe-
horde ist auf Bundesebene die Behorde, die das jeweilige Sektorrecht vollzieht.

Verordnung vom 23. Dezember 1999 iiber den Schutz vor nichtionisierender Strahlung (NISV)
Die NISV betrifft einzig elektrische und magnetische Felder mit Frequenzen von 0 Hz bis 300 GHz.
Sie legt Immissionsgrenzwerte fest, die die Bevolkerung vor den wissenschaftlich nachgewiesenen
und akzeptierten Gefahrdungen durch elektromagnetische Felder im Frequenzbereich von 0 Hz bis
300 GHz schiitzen. Fir festinstallierte Anlagen wie beispielsweise Mobilfunksendeanlagen und Hoch-
spannungsleitungen wird das Vorsorgeprinzip in Form von Anlagegrenzwerten konkretisiert, welche
an denjenigen Orten einzuhalten sind, an denen sich Menschen regelméssig wahrend langerer Zeit
aufhalten.

Larmschutz-Verordnung vom 1. Dezember 1986 (LSV)

Die LSV soll vor schadlichem und lastigem Larm schiitzen. Sie begrenzt Aussenlarmimmissionen von
ortsfesten Anlagen und setzt Anforderungen fest, die Bauzonen und Baubewilligungen in larmbelaste-
ten Gebieten betreffen. Die LSV enthalt ferner Grundsétze zur Emissionsbegrenzung bei Geraten und

% SR 822.113
%" SR 814.710
% SR 814.01
% SR 814.710
'SR 814.41
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Maschinen. Die Immissionsgrenzwerte in der LSV sind so festgelegt, dass nach dem Stand der Wis-
senschaft oder der Erfahrung Immissionen unterhalb dieser Werte die Bevdlkerung in ihrem Wohlbe-
finden nicht erheblich stéren. Die LSV enthélt dariiber hinaus auch der Vorsorge dienende Planungs-
werte sowie Alarmwerte, die dringliche Sanierungen indizieren.

Verordnung des UVEK vom 22. Mai 2007*" iiber die Larmemissionen von Geraten und Maschi-
nen, die im Freien verwendet werden (Maschinenlarmverordnung, MaLV)

Die MaLV regelt im Rahmen des Inverkehrbringens fiir 57 im Freien verwendete Gerate und Maschi-
nen die vorsorgliche Begrenzung und Kennzeichnung der La&rmemissionen sowie deren nachtragliche
Kontrolle. Neben der Angabe des Schallleistungspegels missen 23 Maschinen und Gerate zusatzlich
die in der MaLV festgelegten Emissionsgrenzwerte einhalten.

Verordnung vom 28. Februar 2007** tiber den Schutz des Publikums von Veranstaltungen vor
gesundheitsgefahrdenden Schalleinwirkungen und Laserstrahlen (Schall- und Laserverord-
nung, SLV)

Die SLV bezweckt, das Publikum bei Veranstaltungen mit elektroakustisch verstarkter Musik oder mit
Lasershows vor schadlichen Schalleinwirkungen und Laserstrahlen zu schitzen. Sie legt deshalb
zulassige Schallpegel und Bestrahlungswerte wie auch weitere Massnahmen fest. So missen die
Veranstalter geplante Expositionen melden und beim Uberschreiten bestimmter Schallpegel oder Be-
strahlungswerte die in der SLV angeordneten Vorkehrungen zum Schutz des Publikums treffen. Fur
den Vollzug sind die Kantone zustandig. Das BAG hat die Aufgabe, als Fachstelle des Bundes uber
schadliche Schalleinwirkungen und Laserstrahlen zu informieren und geeignete Massnahmen zur
Minderung der gesundheitlichen Risiken zu empfehlen.

1.2.2 Kantonale Gesetzgebung

Auf kantonaler Ebene bestehen derzeit nur wenige Rechtsgrundlagen fir NIS oder Schall, die sich auf
die in Kapitel 1.1 beschriebene Problematik beziehen. Der Kanton Jura regelt NIS explizit in Artikel 6a
Absatz 2 des Gesundheitsgesetzes und verbietet Minderjahrigen, Solarien zu besuchen. Im Kanton
Basel-Land (BL) existiert eine Rechtsgrundlage, um Solarien kontrollieren zu kénnen. Der Kanton
Neuenburg (NE) regelt das Inverkehrbringen von schwerem technischem Gerat und modernen medi-
zinischen Geraten® wie beispielsweise MRI- und Réntgenanlagen. Weitere spezifische Regelungen
zu NIS oder Schall existieren in kantonalen Gesundheitserlassen jedoch nicht. Einige Kantone (BE,
FR, GE, JU, LU, NE, NW, OW, SO, TG, VD) haben im Bereich des Gastgewerberechts NIS-relevante
Regelungen getroffen, die insbesondere die Art und Intensitéat der Beleuchtung betreffen.

Kantonale Regelungen, welche die SLV ergénzen, existieren in den Kantone AR, SG, UR und VD. Die
Kantone BE, GE und SO verfligen Uber Vorschriften, die den Larmschutz betreffen. Die Kantone Neu-
enburg und Tessin verflgen Uber spezifische Vorgaben fiir die Durchfiihrung von Veranstaltungen, die
vor allem den Schutz vor Einwirkungen durch Schall und Laser betreffen.

Die meisten kantonalen Rechtsgrundlagen regeln Bereiche des Umweltschutzrechts oder des
Raumplanungs- und Baurechts. Die kantonalen Erlasse betreffen hauptséchlich LArmschutzvorschrif-
ten sowie raumplanerische Vorschriften zu Mobilfunkantennen. Die Kantone Aargau (AG) und Uri
(UR) kennen spezielle Bestimmungen, die den Schutz vor Lichtemissionen betreffen.

Die Kantone werden ihre Gesetzgebung auf die Vereinbarkeit mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf
Uberprifen und gegebenenfalls notwendige Anpassungen vornehmen missen.

* SR 814.412.2
2 SR 814.49
3 http://www.lexfind.ch/dta/9269/3/80010002.pdf
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1.3 Schwachen des heutigen Systems und Regelungsbedarf

Das neue Gesetz tangiert bestehende Regelungen nicht, die gesundheitliche Gefahrdungen durch
NIS oder Schall verhindern und deren Vollzug funktioniert. Dies betrifft im Umweltschutzbereich die
NISV, die LSV und die MaLV sowie den ganzen Bereich des Arbeitnehmerschutzes. Bei den Vorarbei-
ten zu diesem Gesetz haben sich allerdings die nachfolgend beschriebenen Liicken gezeigt.

Fehlende Méglichkeit zum Uberpriifen der Sicherheitsvorgaben nach dem Inverkehrbringen

Die Sicherheitsvorgaben, die Hersteller ihren Produkten beilegen, bilden eine wichtige Voraussetzung,
um Produkte mit einem gewissen Gefahrdungspotenzial sicher verwenden zu kénnen. Beim Inver-
kehrbringen eines Produktes kdnnen Vollzugsstellen zwar tberprifen, ob notwendige Sicherheitsvor-
gaben des Herstellers vorhanden sind. Mit den heutigen Regelungen ist es jedoch nicht mdglich, nach
dem Inverkehrbringen zu kontrollieren, ob diese Sicherheitsvorgaben wéhrend der Installation, des
Betriebs oder der Wartung eines Produktes auch tatséachlich umgesetzt werden. Das neue Gesetz soll
diese Lucke schliessen.

Erheblich gefahrliche Produkte

Die unter Kapitel 1.1 beschriebene Laserpointerproblematik zeigt, dass in seltenen Fallen eine gesam-
te Produktegruppe ein erhebliches Risiko darstellt und es deshalb notwendig ist, alle Produkte einer
Produktegruppe sowohl vom Handel als auch vom privaten Bereich fernzuhalten. Die Vollzugsbehor-
den nach PrSG kdnnen solche gefahrlichen Produkte zwar vom Markt nehmen, sie kdnnen allerdings
nur bei einzelnen Produkten eingreifen und nicht ganze Produktegruppen verbieten. Fur sehr geféhrli-
che Produkte eignet sich das PrSG zudem nicht, da sein Vollzug erst zu einem Zeitpunkt einsetzt, bei
dem diese Produkte bereits in Verkehr gebracht und im Umlauf sind. Zudem kann es den privaten
Import aus dem Ausland, die Abgabe und den Besitz solcher geféhrlichen Produkte nicht verhindern.
Auch die Bestimmungen Uber das Tragen oder Mitfihren von gefahrlichen Gegenstadnden gemass
Waffengesetz greifen erst zu einem Zeitpunkt nach dem Inverkehrbringen.

Im Waffengesetz konnen handgefiihrte Laser bereits heute unter gefahrliche Gegenstande subsumiert
werden. Allerdings fehlt im Waffengesetz ein entsprechender Strafartikel. Gefahrliche Laserpointer
konnen heute lediglich ohne Sanktionsmdglichkeiten von der Polizei sichergestellt werden. Das neue
Gesetz soll diese Licke schliessen.

Im Fall der Laserpointer hat das ESTI als Vollzugsbehdrde der NEV im Mai 2011 eine Allgemeinverfi-
gung erlassen, um zumindest das gewerbliche Inverkehrbringen von gefahrlichen handgefihrten und
batteriebetriebenen Lasern zu verbieten. Diese Allgemeinverfigung kann den privaten Import von
geféahrlichen Laserpointern aus dem Ausland jedoch nicht verhindern. Sie beschrankt sich zudem auf
Produkte der zwei stérksten Laserklassen 3B und 4, so dass eine Gefahrdung der 6ffentlichen Sicher-
heit durch die bereits erwahnten Blendwirkungen nach wie vor mdglich ist. Die Allgemeinverfiigung
stellt zudem nur eine Ubergangslosung dar, die durch eine weitergehende gesetzliche Regelung ab-
geldst werden muss. Eine solche gesetzliche Grundlage ist zudem notwendig, damit die Zollverwal-
tung den Import von geféahrlichen Laserpointern an der Grenze verhindern kann.

Das neue Gesetz soll diese Licken ausschliesslich fir Produkte schliessen, die die Gesundheit von
Menschen erheblich gefahrden.

Verwendungen von Medizinprodukten oder dhnlichen Produkten, die mit NIS oder Schall arbei-
ten

Medizinprodukte, die mit starken und potenziell gesundheitsgefahrdenden NIS- oder Schall-
Expositionen arbeiten, werden heute nicht nur im medizinischen, sondern im grossen Stil auch im
kosmetischen Bereich verwendet. Dazu gehdren starke Laser der Klasse 4 sowie Blitzlichtlampen
(IPL-Lampen), deren medizinische und kosmetische Verwendung in Anhang 6 der MePV geregelt ist.
Diese beiden Produkte dirfen laut MepV nur durch ausgebildete Fachpersonen und unter Aufsicht
einer Arztin oder eines Arztes verwendet werden. Die Verwendung anderer Medizinprodukte mit Ge-
fahrdungspotenzial wie Ultraschall-Behandlungsgeréte ist in der MepV allerdings nicht geregelt. Die
Praxis zeigt zudem, dass gewisse Hersteller identische Produkte einmal als Medizinprodukt und ein
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anderes Mal beispielsweise als Wellness- oder Kosmetikprodukt deklarieren. Es braucht deshalb eine
gesetzliche Grundlage, die den Anhang 6 der MePV ergéanzt. In Zukunft sollen alle Medizinprodukte
oder gleichwertigen Produkte, die ein Geféahrdungspotenzial durch NIS und Schall aufweisen, aus-
schliesslich von ausgebildeten Berufsleuten sachkundig verwendet werden dirfen.

Vollzug von NEV und FAV

Der Vollzug der NEV und der NEV-Aspekte der FAV liegt beim ESTI, das die elektrische Sicherheit
von Niederspannungserzeugnissen und Telekommunikationsgeraten, nicht jedoch deren gesund-
heitsgefadhrdende Strahlungs- und Schallaspekte beurteilt. Das Ausfihrungsrecht zum neuen Gesetz
soll deshalb den Vollzug zu gesundheitsgefahrdenden NIS- und Schallaspekten der unter die NEV
fallenden Niederspannungserzeugnisse und Telekommunikationsgerate dem BAG zuweisen.

Schutz vor Schall und Laserstrahlung bei Veranstaltungen

Mit dem neuen Gesetz sollen die Grundlagen geschaffen werden, die es erlauben, den Menschen
kunftig gentigend vor direkten Einwirkungen durch Schall und Laserstrahlung zu schitzen. Dies ist
insbesondere von Bedeutung fiir nicht elektronisch verstarkten Schall, fir die Pflicht zur Abgabe von
Gehdrschitzen und fur Sanktionsmassnahmen.

Selbststandigerwerbende

Das Arbeitssicherheitsrecht auf Basis des UVG und des ArG regelt nur den Gesundheitsschutz von
Arbeitnehmenden. Die Arbeitsplatzgrenzwerte fir NIS und Schall gelten demnach nur fur Arbeitneh-
mende. Dies im Gegensatz zu den Arbeitsplatzgrenzwerten flr ionisierende Strahlung, die fur alle
Berufstatigen, Lehrlinge, Studenten und Freiwillige verbindlich sind. Es ist zu einem spéateren Zeit-
punkt zu prifen, ob das Ausfuihrungsrecht zum neuen Gesetz diese fur Selbststandigerwerbende be-
stehende Licke schliessen kann und soll.

Information zu gesundheitlichen Auswirkungen von NIS und Schall

Neutrale und sachliche Informationen zu gesundheitlichen Auswirkungen und Gefahrdungen von NIS
und Schall entsprechen einem grossen Bedurfnis der Bevélkerung. Das BAG hat rund 30 Faktenblat-
ter und Broschiren publiziert. Diese finden grossen Anklang und haben rund 100'000 Besucher pro
Monat im Internet. In Zukunft sollen die gesetzlichen Grundlagen geschaffen werden erganzend tber
gefahrliche Produkte und deren Verwendung zu informieren. Dazu soll das BAG ermdachtigt werden
die notwendigen und spezifischen wissenschaftlichen Grundlagen fur die Umsetzung des vorliegen-
den Gesetzes zu beschaffen. Gerade im Hinblick auf die mdglichen Folgen von staatlichen Empfeh-
lungen und Warnungen ist es angezeigt, eine solche Informationstéatigkeit im Gesetz zu verankern.

1.4 Vorarbeiten

Das BAG hat im Jahre 2006 die interdepartementale Arbeitsgruppe nichtionisierende Strahlung (IAG-
NIS) gegrindet, um den Informationsfluss und die Koordination zwischen denjenigen Behdrden zu
verbessern, die fur den Gesundheitsschutz vor nichtionisierender Strahlung zusténdig sind. An der
Arbeitsgruppe beteiligt sind das BAKOM, BAFU, SECO, Bundesamt fur Energie (BFE), ESTI, BAG,
das Eidgendssische Buro fur Konsumentenfragen (BFK) sowie swissmedic und SUVA. Die Arbeits-
gruppe hat sich bis anhin mit leistungsstarken Laserpointern, Solarien, in der Kosmetikbranche ver-
wendeten Medizinprodukten sowie weiteren strahlungsstarken Produkten wie Warensicherungsanla-
gen befasst. Die Arbeitsgruppe informiert sich zudem regelméssig tber Neuigkeiten im Arbeitnehmer-
schutz, in der Forschung, im Vollzug, in der Normierung und zu relevanten EU-Regelungen. Sie hat
zudem Abklarungen zu einer grossen Anzahl von parlamentarischen Vorstdssen durchgefihrt, die
beispielsweise die Risiken von Solarien, Mobiltelefonen, energiesparenden Lampen oder Laserpoin-
tern betrafen oder eine Deklaration oder Optimierung der Strahlung von Geraten verlangten. Zu fol-
genden Vorstéssen hat die Arbeitsgruppe Berichte zuhanden des Bundesrates verfasst:

a) Bericht vom 24. Mai 2006 in Erfullung des Postulates Sommaruga 00.3565 "Nichtionisierende
Strahlung und Gesundheitsschutz in der Schweiz - Uberblick, Handlungsbedarf und Empfehlungen"”.
Das Postulat fordert fir Handys, Laserpointer, Solarien und andere Produkte eine gesetzliche Grund-
lage fir Strahlungsgrenzwerte, die auch unbekannte gesundheitliche Auswirkungen einbeziehen sol-
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len. Im Bericht wird festgestellt, dass Grenzwerte fiir diese Produkte nicht sinnvoll sind, da die beste-
hende Produktgesetzgebung bereits das gleiche Ziel verfolgt. Handlungsbedarf besteht hingegen bei
der Zusammenarbeit von Behdrden und Vollzugsorganen, der internationalen Vernetzung, einer Aus-
bildungspflicht fir die Verwendung von Produkten mit Gefahrdungspotenzial, der Information der Be-
volkerung zu NIS und inshesondere zum Sonnenschutz, der Wissensbeschaffung zu neuen Techno-
logien und zu Gesundheitsrisiken sowie der Abklarung mdglicher Massnahmen bei Produkten mit
unbekanntem Gefahrdungspotenzial.

b) Der Bericht vom 16. Méarz 2007 in Erfullung des Postulates 04.3594 Allemann zum "Risikopotenzial
von drahtlosen Netzwerken" wie WLAN hat die Strahlenbelastung, Gesundheitsrisiken und Datensi-
cherheit von WLAN-Produkten untersucht, die Computer und Telekommunikationsendprodukte draht-
los ans Internet anbinden. Laut Bericht stellen diese Produkte kein Gesundheitsrisiko dar.

c) Der Bericht vom 25. Juni 2008 in Erfullung des Postulates 05.3053 Allemann zum "Handlungsbe-
darf im Zusammenhang mit RFID-Technologie" hat Risiken in Bezug auf Strahlung, Abfallentsorgung,
Datenschutz und Verbraucherschutz von RFID-Produkten untersucht. Laut dem Bericht ist die Strah-
lenbelastung durch diese Produkte, die unter anderem als elektronische Warensicherungsanlagen
oder Zutrittskontrollsysteme verwendet werden, schlecht untersucht. Die wenigen vorhandenen Mes-
sungen deuteten damals auf starke Belastungen hin, deren gesundheitliche Auswirkungen nicht er-
forscht waren.

15 Auftrag des Bundesrates

Auf Grund des Postulates Bugnon (10.3776), das eine Evaluation mdglicher Verkaufseinschrankun-
gen fur gefahrliche Lasergerate verlangt, hat der Vorsteher des Eidgentssischen Departementes des
Innern (EDI) das BAG beauftragt, den Bundesrat tGber mogliche Grundziige eines Bundesgesetzes
zum Schutz vor gesundheitlichen Gefahrdungen durch NIS und Schall zu orientieren sowie allfallig
notwendige Anderungen der Bundesverfassung (BV) vorzuschlagen. Ein daraufhin verfasstes exter-
nes Gutachten* hat festgestellt, dass die heutige Verfassung ausreicht, um gefahrliche Gebrauchs-
gegenstande45, wirtschaftliche Tatigkeiten46, Massnahmen am Arbeitsplatz47 und gravierende ge-
sundheitliche Risiken*® beziglich NIS und Schall zu regeln. Verfassungsmassig nicht abgestitzt hin-
gegen seien Regelungen, die direkt bei der Birgerin oder dem Birger ansetzen, so zum Beispiel ein
Solariumverbot fur unter 18-Jahrige.

Angesichts der bereits unter Kapitel 1.1 dargestellten gesundheitlichen Gefahrdungen und der konkre-
ten, in der interdepartementalen Arbeitsgruppe IAG-NIS diskutierten Rechts- oder Vollzugslicken, hat
das BAG weitere Abklarungen tber den notwendigen Regelungsbedarf vorgenommen. Es wurden
Rechts- oder Vollzugslicken vor allem in folgenden, mit Gesundheitsrisiken behafteten Gebieten eru-
iert: leistungsstarke Produkte wie Laserpointer, die privat aus dem Ausland importiert werden; kosme-
tische Behandlungen mit leistungsstarken Medizinprodukten oder baudhnlichen Nichtmedizinproduk-
ten; unkontrollierte Verwendung von Solarien; elektromagnetische Felder leistungsstarker Nieder-
spannungserzeugnisse; Stérungen aktiver medizinischer Implantate durch Niederspannungserzeug-
nisse sowie vermeintliche Wirkungen leistungsstarker Therapiegerate.

Der Bundesrat hat daraufhin mit Beschluss vom 25. April 2012 das EDI beauftragt, einen Gesetzes-
entwurf Uber den Schutz vor nichtionisierender Strahlung und Schall auszuarbeiten. Gemass Bundes-
rat soll das neue Gesetz schlank ausgelegt sein und die heute bestehenden rechtlichen Liicken nur
schliessen, falls ein Regelungsbedarf klar nachgewiesen ist.

* Gutachten zu Handen Bundesamt fiir Gesundheit (BAG) und Bundesamt fur Umwelt (BAFU) betref-
fend Verfassungsgrundlage im Bereich der Regelung nichtionisierender Strahlung (NIS) erstellt von
Prof. Dr. Felix Uhlmann, Bern, 30. November 2011.

** Art. 118 Abs. 2 Bst. a BV

*® Art. 54 BV, Art. 95 BV, Art. 97 BV

" Art. 110 BV

“8 Art 118 BV, Absatz 2 Buchstabe b
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1.6 Vorgehen bei der Erarbeitung des Vorentwurfs

Mit folgenden drei Schritten hat eine Arbeitsgruppe im BAG den Bedarf flr ein neues Bundesgesetz
Uber den Schutz vor nichtionisierender Strahlung und Schall abgeklart:

1. Produkte, deren Verwendung sowie weitere Situationen, welche die Bevélkerung mit NIS oder
Schall exponieren, wurden systematisch erfasst. Ihre gesundheitliche Relevanz wurde auf
Grund international empfohlener Grenzwerte oder gemass Stand des Wissens bewertet. Dar-
aus resultierte eine Liste von risikobehafteten Produkten oder weiteren Situationen, fur die ein
Regelungsbedarf besteht.

2. Die heutigen rechtlichen Regelungen zu NIS- und Schall wurden aufgelistet, um diejenigen ri-
sikobehafteten Produkte oder weiteren Situationen definieren zu kénnen, die rechtlich nicht
oder ungenugend abgedeckt sind.

3. Beirisikobehafteten Produkten oder weiteren Situationen, die rechtlich bereits abgedeckt sind,
wurden die bestehenden Vollzugsaktivitdten auf deren Wirkung hin analysiert, um allfallige
Méngel zu eliminieren.

Den festgestellten Handlungsbedarf hat das BAG mit denjenigen Bundesamtern diskutiert, die bereits
heute fur den Gesundheitsschutz vor NIS und Schall partiell zustandig sind. Das BAG hat alle Kanto-
ne Uber das Gesetzesvorhaben informiert und mit einzelnen Kantonen fachliche Aspekte sowie Fra-
gen zum bestehenden und zukinftig geplanten Vollzug diskutiert. Es hat auch diejenigen Interessen-
gruppen mit einbezogen, die durch eine neue gesetzliche Regelung am meisten tangiert sind, um eine
breite Abstitzung und Akzeptanz fir das neue Gesetz zu erlangen. In den Handlungsbedarf bzw. in
das aus ihm abgeleitete Normkonzept eingeflossen sind auch diejenigen Problemfelder, die in Kapitel
1.4 Vorarbeiten dargestellt sind.

2 Grundziige der vorgeschlagenen Regelung

2.1 Ziele der Vorlage

Das neue Gesetz soll Menschen vor gesundheitsgefahrdenden Belastungen durch NIS und Schall
schiitzen. Es soll Regelungsliicken beziiglich NIS- und Schallbelastungen schliessen, soweit diese die
Gesundheit von Menschen gefahrden kdnnen. Ferner soll das neue Gesetz dazu beitragen, beste-
hende Vollzugszustandigkeiten zu klaren und zu optimieren. Ausserdem sollen die Aufgaben der in-
volvierten Bundesstellen so koordiniert werden, dass mdglichst keine Doppelspurigkeiten entstehen.

2.2 Beantragte Neuregelung
22.1 Einfuhr, Durchfuhr, Abgabe und Besitz von Produkten

Das neue Gesetz Uberlasst die Regelung des Inverkehrbringens dem PrSG (vgl. Artikel 3-8 PrSG)
und anderen bestehenden Gesetzen. Es schafft allerdings in beschranktem Umfang auch die Grund-
lage fir strengere Massnahmen, ohne dass das PrSG und andere bestehende Gesetze in ihrer Wir-
kung eingeschrankt werden. Falls die Gesundheit von Menschen durch keine anderen Massnahmen
hinreichend geschitzt werden kann, so kann der Bundesrat fir Produkte mit erheblichem Geféhr-
dungspotenzial umfassende Verbote hinsichtlich deren Einfuhr, Durchfuhr, Abgabe und Besitz ver-
hangen. Diese Verbote sind vor allem auf die bekannte Laserpointerproblematik zugeschnitten. Weite-
re Verbote von Produkten sind zurzeit aber nicht vorgesehen.

2.2.2 Verwendung von Produkten

Das neue Gesetz regelt die Verwendung von NIS- oder Schall-Produkten und sieht dabei folgende
Massnahmen vor:
— Wer ein Produkt installiert, verwendet oder wartet, muss die Sicherheitsvorgaben des Herstel-
lers befolgen.
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— Produkte sind so zu verwenden, dass sie die Gesundheit des Menschen nicht oder nur gering-
fugig gefahrden. Der Bundesrat kann deshalb fur die gewerbliche oder berufliche Verwendung
von Produkten mit Gefahrdungspotenzial einen Sachkundenachweis fordern und den Einbe-
zug einer Fachperson verlangen. Er kann die gewerbliche oder berufliche Verwendung von
Produkten verbieten, sofern sie die Gesundheit des Menschen erheblich gefahrden.

— Der Bundesrat kann Anforderungen an die Ausbildung und an die Sachkunde von Verwende-
rinnen und Verwendern festlegen. Er muss dazu die Organisationen der Arbeitswelt mit ein-
beziehen, sofern die Anforderungen an den Sachkundenachweis an die Berufsbildung ge-
knupft sind.

2.2.3 Massnahmen bei gesundheitsgefahrdenden Expositionen

Das PrSG erfasst keine Expositionssituationen, die sich nicht auf ein einzelnes Produkt zurtckfiihren
lassen. Dies betrifft insbesondere Veranstaltungen mit hohen Schall- und Laserexpositionen gemass
Schall- und Laserverordnung (SLV) sowie andere Situationen, bei denen Menschen durch mehrere,
gleichzeitig wirkende (multiple) NIS- oder Schallquellen exponiert werden. Der Bundesrat wird im neu-
en Gesetz verpflichtet, solche Situationen mit Massnahmen zu regeln, sofern gesundheitsgefahrdende
NIS- oder Schall-Expositionen auftreten.

224 Aufgaben des Bundes

Das BAG soll mit dem vorliegenden Gesetz ermachtigt werden, sich die wissenschaftlichen Grundla-
gen zu beschaffen, um adéquat und zielgerichtet Uber NIS und Schall im Rahmen des Geltungsbe-
reichs des neuen Gesetzes zu informieren. Gesteuert und vollzogen werden diese Aufgaben von der
bereits bestehenden Fachstelle des BAG.

2.25 Vollzug und Optimierung des bestehenden PrSG-Vollzugs

Der Bund vollzieht das neue Gesetz, soweit die Kontrollen nicht den Kantonen Ubertragen sind. Diese
Ubergeordnete Vollzugskompetenz des Bundes umfasst auch die Befugnis, Ausfiihrungsbestimmun-
gen zu erlassen und Vollzugshilfen fur die kantonalen Kontrollen bereitzustellen.

Die Kontrollen vor Ort sind grosstenteils den Kantonen Uberlassen, die Uber die entsprechenden
Fachkompetenzen verfigen. Die Kantone vollziehen die Abgabe- und Besitzverbote fur sehr gefahrli-
che Produkte sowie Verwendungsverbote fiur Produkte, welche die Gesundheit erheblich gefahrden
konnen. Sie kontrollieren stichprobenweise und risikoorientiert, ob die Sicherheitsvorschriften der Her-
steller bei der Verwendung von Produkten eingehalten werden. Zudem kontrollieren sie, ob Mass-
nahmen bei Expositionssituationen befolgt werden, die sich nicht auf einzelne Produkte zurlckflhren
lassen.

Der Bund ist zusténdig fur den Vollzug der Einfuhr- und Durchfuhrverbote fur sehr gefahrliche Produk-
te wie gefahrliche Laserpointer.

Die Vorschriften fur das Inverkehrbringen von Produkten mit einer NIS- oder Schallthematik richten
sich weiterhin nach den Bestimmungen des PrSG. Auf Verordnungsstufe soll gepruft werden, ob das
BAG im Produktesicherheitsbereich als Vollzugsorgan des PrSG (insbesondere als Markiberwa-
chungsbehdrde) fur NIS- und Schall-Aspekte zum Einsatz gelangen soll, soweit die Beurteilung dieser
Aspekte nicht zu den Kernkompetenzen einer bisher zustandigen Vollzugsbehérde gehért. Dabei ist
insbesondere zu priufen, ob das BAG den Vollzug der NIS- und Schallaspekte von elektrischen Nie-
derspannungserzeugnissen sowie von weiteren Produkten, die heute nur durch das PrSG geregelt
sind, tbernehmen soll. In Einzelfallen wird weiterhin das beim SECO angesiedelte Koordinationsorgan
des PrSG Uber Zustandigkeitsabgrenzungen entscheiden.

2.2.6 Strafbestimmungen

Die vorgesehenen Strafbestimmungen zielen in erster Linie auf die Einhaltung der statuierten Verbote
ab.
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2.3 Untersuchte Alternativen
2.3.1 Integration in bestehendes Strahlenschutzgesetz oder eigenstandiges Gesetz

In den Vorarbeiten zum neuen Gesetz wurden die Verfassungsmassigkeit gepriift (siehe Kapitel 5.1)
und auf Gesetzesstufe zwei Losungsvarianten untersucht: zum einen die Integration von NIS und
Schall in das bereits bestehende Strahlenschutzgesetz, das ionisierende Strahlung regelt, zum ande-
ren die Schaffung eines neuen, eigensténdigen Gesetzes Uber NIS und Schall.

Das Strahlenschutzgesetz und die sich darauf stiitzenden Verordnungen regeln den Bereich der ioni-
sierenden Strahlung umfassend und detailliert. So ist zum Beispiel der Umgang mit kiinstlichen Quel-
len ionisierender Strahlung an spezifische Voraussetzungen gekntipft, bewilligungspflichtig und unter-
liegt einer strengen Kontrolle durch die Aufsichtsbehérden des Bundes. Eine solch umfangreiche Auf-
sichtstatigkeit ist fur die Bereiche von NIS und Schall nicht sinnvoll. Die beiden Bereiche umfassen zu
viele verschiedene Themen und sind bereits teilweise durch bestehende Regelungen wie der Produk-
tesicherheitsgesetzgebung abgedeckt. Das neue Gesetz soll sich deshalb in die Regelungsphiloso-
phie der Produktesicherheit einbetten, die nicht der Philosophie der Strahlenschutzgesetzgebung ent-
spricht. Zudem ist davon auszugehen, dass der potenzielle Adressatenkreis der von Rechten und
Pflichten direkt Betroffenen bei einem Gesetz Gber NIS und Schall ein anderer sein wird als bei der
Gesetzgebung zur ionisierenden Strahlung. Vor diesem Hintergrund dréngt sich ein eigenstandiges
Gesetz zum Gesundheitsschutz vor NIS und Schall auf, nicht zuletzt auch aus Transparenzgriinden
zugunsten der Rechtsunterworfenen.

2.3.2 Einzelne Regelungsaspekte

Wahrend der Vorarbeiten wurden diverse Losungsmaoglichkeiten zu einzelnen Regelungsaspekten
von NIS und Schall geprift. Diese sind nachfolgend beschrieben.

Geféahrliche Laserpointer: Verbote fiur das Inverkehrbringen, Beschlagnahmung bei miss-
brauchlichem Tragen oder Mitfihren

Das PrSG ermdglicht bei gefahrlichen Laserpointern, Verbote fiir das Inverkehrbringen zu verhéangen.
Das Waffengesetz erlaubt bislang, gefahrliche Laserpointer zu beschlagnahmen, sofern eine bestim-
mungsgemasse Verwendung hicht glaubhaft gemacht werden kann und der Eindruck erweckt wird,
dass diese als gefahrliche Gegenstande missbrauchlich eingesetzt werden. Deshalb wurde geprift,
ob man sich bei gefahrlichen Laserpointern auf diese Massnahmen beschranken kann.

Diese Alternative wurde verworfen, weil Massnahmen gegen geféhrliche Laserpointer nur dann erfolg-
reich sind, wenn auch die Einfuhr, Durchfuhr, die Abgabe und der private Besitz von Produkten verbo-
ten werden kann. Entscheidend ist auch, dass ganze Produktegruppen mit einem Verbot belegt wer-
den kdnnen, was mit dem PrSG nicht mdglich ist.

Geféahrliche Laserpointer: Anpassung des Waffenbegriffes

Es wurde gepruft, ob der Waffenbegriff in Artikel 4 WG so angepasst werden kdnnte, dass Laserpoin-
ter, welche die Gesundheit oder die 6ffentliche Sicherheit gefahrden kénnen, als Waffe, eventuell so-
gar als ,verbotene Waffe" nach Artikel 5 WG gelten wiirden. Damit wére fir den Erwerb solcher Ge-
genstande ein Waffenerwerbsschein oder sogar eine kantonale Ausnahmebewilligung erforderlich und
auch ihre Ein- und Ausfuhr wirde einer Bewilligungspflicht unterliegen. Gegen diese Regelung spricht,
dass Waffen nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a — f WG Gegenstéande sind, deren eigentlicher Ver-
wendungszweck es ist, als Waffe eingesetzt zu werden, was auf Laserpointer nicht zutrifft.

Deklarationspflicht

In den vergangenen Jahren wurde mit mehreren parlamentarischen Vorstésse eine Deklarationspflicht
fir NIS- und Schallprodukte gefordert (Mo Kiener Nellen, 11.3593; Mo Wyss 10.3485, Mo Teuscher,
06.3834; 10.3485; Mo Sommaruga, 00.3172). Es wurde deshalb geprift, ob das neue Gesetz eine
solche Deklarationspflicht vorsehen soll. Diese Option wurde verworfen, da die heutige Gesetzgebung
bereits zwei Moglichkeiten fir eine Deklarationspflicht vorsieht (vgl. Art. 3 Abs. 4 Bst. e PrSG und
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Art. 1 Bst. a des Bundesgesetzes Uber die Information der Konsumentinnen und Konsumenten vom 5.
Oktober 1990%, Konsumenteninformationsgesetz (KIG)). Allerdings muissen die folgenden Bedingun-
gen erfullt sein, damit aufgrund des KIG eine Deklarationspflicht eingefuihrt werden kann:

— Die betroffenen Organisationen der Wirtschaft und der Konsumenten vereinbaren, welche
Waren in welcher Form deklariert werden missen.

— Der Bundesrat kann nach Anhoéren der betroffenen Organisationen der Wirtschaft und der
Konsumenten die Deklaration nur dann durch eine Verordnung regeln, wenn innert angemes-
sener Frist keine Vereinbarung zustande gekommen ist oder eine Vereinbarung unzureichend
erfullt wird.

Anpassungen der Marktiberwachung bei Produkten, die NIS- und Schall erzeugen

Um den Vollzug bestehender rechtlicher Regelungen zu verbessern, wurde als Alternativiésung ge-
pruft, ob die Vollzugstéatigkeiten der verschiedenen Bundesvollzugsstellen zentral koordiniert werden
kénnten. Die Bundesvollzugsstellen lehnen eine solche Koordination ab, da sie nicht zur erwiinschten
Wirkung fuihrt und der Aufwand zu gross ist. Diese Alternativiésung wurde deshalb verworfen.

2.4 Internationale Entwicklungen und Rechtsvergleich, insbesondere mit dem europai-
schen Recht

24.1 Internationale Entwicklungen

Aus internationaler Sicht besteht derzeit keine Einigkeit dartiber, wie nichtionisierende Strahlung aus
Sicht der Gesetzgebung behandelt werden soll. Manche Staaten schaffen flr diesen Bereich einen
eigenen Erlass, andere integrieren ihn in die allgemeine Strahlenschutzgesetzgebung oder in die
Spezialgesetzgebung. Zudem variiert auch der Regelungsumfang stark. So verzichten manche Staa-
ten ganz auf eine entsprechende Gesetzgebung, in anderen Staaten finden sich hingegen sehr um-
fassende und detaillierte Regelungen.

2.4.2 Europaisches Recht

Die grundlegenden Dokumente zum Gesundheitsschutz in Bezug auf NIS in der EU sind die ,Empfeh-
lung 1999/519/EG des Rates zur Begrenzung der Exposition der Bevilkerung gegentber elektromag-
netischen Feldern (0 Hz - 300 GHz)“ sowie zwei Richtlinien "Uber Mindestvorschriften zum Schutz von
Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer vor der Gefahrdung durch physikalische Einwirkungen":
elektromagnetische Felder (Richtlinie 2013/35/EU) und kinstliche optische Strahlung (Richtlinie
2006/25/EG). In diesen Dokumenten haben die Grenzwertempfehlungen der "International commissi-
on on non-ionizing radiation protection" (ICNIRP) Eingang gefunden, die einen Schutz vor wissen-
schaftlich nachgewiesenen gesundheitsschadlichen Auswirkungen von NIS bieten sollen. Im Bereich
der EMF sind dies akute Auswirkungen starker Felder. Im optischen Bereich (bei UV-Strahlung) emp-
fiehlt die ICNIRP zusatzlich zur Begrenzung der Exposition die Umsetzung von Préaventionsmassnah-
men. Im Bereich Schall legt die Richtlinie 2003/10/EG Mindestanforderungen fiir den Schutz der Arbeit-
nehmer gegen tatsachliche oder mégliche Gefahrdungen ihrer Sicherheit, ihrer Gesundheit und insbeson-
dere ihres Gehors durch Einwirkung von Larm fest.

Die Sicherheit von Laserpointern, die Verbrauchern in der EU angeboten werden (und bei denen es
sich um batteriegetriebene Geréate und kein Spielzeug handelt), wird durch die Richtlinie 2001/95/EG
Uber die allgemeine Produktsicherheit (RaPS) geregelt. Geméss dieser Richtlinie sind die Mitglied-
staaten verpflichtet sicherzustellen, dass die Hersteller nur sichere Produkte auf den Markt bringen.

Eine explizite Bestimmung, welche die Einfuhr, Durchfuhr, die Abgabe und den privaten Besitz von
Produkten in der EU verbietet, existiert nicht. Die Marktiiberwachungsbehdérden in den Mitgliedstaaten
sind jedoch verpflichtet sicherzustellen, dass gefahrliche Laserpointer nicht auf den EU-Markt gelan-
gen. Auf europaischer Ebene werden angemessene Massnahmen getroffen, um die gegenwartigen
diesbeziiglichen Bemuhungen der Mitgliedstaaten zu verstarken. So hat die EU im Jahr 2011 ein Ko-
operationsprojekt der Marktiberwachungsbehérden von 10 Mitgliedstaaten finanziert und es laufen
derzeit Gespréache mit den Mitgliedstaaten tber die Mdglichkeit der Ausarbeitung einer neuen oder
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aktualisieren europaischen Norm im Rahmen der RaPS, die Sicherheitsvorschriften fiir Laserpointer
enthalten wirde. Aus diesen Bemuhungen resultierte der Beschluss der Kommission vom 5. Februar
2014 uber Sicherheitsanforderungen, denen europaische Normen fir Lasereinrichtungen fir Verbrau-
cher geméss der Richtlinie 2001/95/EG des Européischen Parlaments und des Rates gentgen mis-
sen (2014/59/EV).

Fur die Umsetzung der oben erwéhnten europaischen Richtlinien wurden die europaischen Standardi-
sierungsorganisationen beauftragt, in den Bereichen Elektrotechnik, Informationstechnik und Tele-
kommunikation européische harmonisierte technische Normen auszuarbeiten. Diese sollen gemass
dem new and global approach einerseits die grundlegenden Anforderungen an Sicherheit und Ge-
sundheitsschutz garantieren und andererseits der Industrie den grosstmoglichen Handlungsspielraum
gewahren, um die Konformitat des Produkts mit diesen grundlegenden Anforderungen nachweisen zu
koénnen.

2.5 Umsetzung des Gesetzesentwurfs

Der Bundesrat wird im Verordnungsrecht die Artikel 3 - 5 konkretisieren missen. Insbesondere hat er
die Verbote von Ein- und Durchfuhr, Abgabe, Besitz und Verwendung festzulegen. Bereits heute ist
absehbar, dass nur sehr wenige, besonders gefahrliche Produkte und allenfalls gewerbliche oder be-
rufliche Verwendung potenziell gefahrlicher Produkte verboten werden sollen. Im Weiteren sind auch
bei der Verwendung von Produkten und bei gesundheitsgefahrdenden Expositionen weitergehende
Bestimmungen nétig.

2.6 Parlamentarische Vorstdsse

Parallel zu den Vorarbeiten des EDI und des BAG zu diesem Gesetz wurden verschiedene parlamen-
tarische Vorstosse eingereicht.

Das Postulat Bugnon 10.3776 «Massnahmen gegen gefahrliche Laser» vom 30.09.2010 verlangt,
dass der Bundesrat die notwendigen Massnahmen zur Regulierung des Verkaufs von gefahrlichen
Geréaten, die Laserstrahlen aussenden, evaluiert, bevor jemand durch einen schwerwiegenden Unfall
zu Schaden kommt. Es soll sichergestellt werden, dass nur noch Fachpersonen solche Gerate mit
starker Leistung erwerben konnen. Der Bundesrat hat am 03.12.2010 das Postulat angenommen. Mit
der Uberweisung der Botschaft wird die Abschreibung dieses Postulates beantragt werden.

Die Motionen Wyss 10.3485 und Kiener Nellen 11.3593 fordern beide die Einrichtung einer Deklarati-
onspflicht fur die Strahlung elektromagnetischer Felder von Energiesparlampen (Motion Wyss) oder
fur alle Geréte, die NIS oder Schall aussenden (Motion Kiener Nellen). Die Motionen wurden vom
Bundesrat am 08.09.2010 bzw. am 31.08.2011 abgelehnt. Im Rahmen der Vorarbeiten dieses Geset-
zes wurde die Mdoglichkeit einer Deklarationspflicht nochmals geprift (Kapitel 2.3 Untersuchte L6-
sungsmoglichkeiten).

Die Motion Fridez 12.3157 fordert die Schaffung einer Gesetzesgrundlage, mit der Minderjéhrigen
untersagt wird, ¢ffentliche Solarien zu benutzen. Diese Massnahme ist auf Grund der fehlenden Ver-
fassungsgrundlage® im neuen Gesetz nicht enthalten. Zudem wird mit Artikel 4 Gber die Einhaltung
der Sicherheitsvorgaben ein angemessenes Schutzniveau fur Minderjahrige erreicht.

Die Motion Stolz 13.3847 vom 26.09.2013 fordert die Schaffung gesetzlicher Grundlagen, um den
Besitz und die Anwendung von handgefiihrten Lasern unter Strafe zu stellen und Laserpointer ab
einer bestimmten Klasse als Waffe zu definieren. Mit dem neuen Gesetz erhalt der Bundesrat die
Kompetenz, Verbote fiir die Einfuhr, die Durchfuhr, die Abgabe sowie den Besitz vorzusehen. Aller-
dings gelten starke Laserpointer weiterhin nicht als Waffen (Kapitel 2.3 Untersuchte Ldsungsmaoglich-
keiten). Mit der Uberweisung der Botschaft wird die Abschreibung der Motion beantragt werden.

*® Gutachten zur Verfassungsgrundlage im Bereich der Regelung nichtionisierender Strahlung (NIS);
Prof. Dr. Felix Uhlmann, 30. November 2011.
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Die Motion Kommission fur Verkehr und Fernmeldewesen-NR 13.072 fordert eine Bestimmung im
Strafgesetzbuch, welche die Gefahrdung von betroffenen Personen wie Pilotinnen oder Piloten, Last-
wagenfahrer, 6ffentliches Personal, Passantinnen oder Passanten vor Laserpointern sanktioniert. Der
Bundesrat hat die Motion mit der Begriindung abgelehnt, dass im Strafgesetzbuch bereits hinreichen-
de Vorschriften zum Schutz von Leib und Leben vor konkreten Gefahren bestehen und keine Straf-
barkeitsliicke ersichtlich ist. Im Weiteren halt er fest, dass entsprechende Strafnormen als abstrakte
Gefahrdungsdelikte in einer Spezialgesetzgebung im Nebenstrafrecht aufgenommen werden mussen.
Er verweist dabei auf die laufenden Arbeiten zum Vorentwurf zu einem Bundesgesetz Uber den
Schutz vor Geféahrdungen durch nichtionisierende Strahlung und Schall (NISSG).

Mit dem neuen Gesetz soll nun der Bundesrat die Kompetenz erhalten, die Ein- und Durchfuhr, die
Abgabe sowie den Besitz von gefahrlichen Laserpointern zu verbieten. Ein Verstoss gegen diese Ver-
bote soll zudem unter Strafe gestellt werden.

3 Erlauterungen zu den einzelnen Artikeln

Artikel 1 Zweck und Geltungsbereich

Absatz 1: Zweck des neuen Gesetzes ist es, Menschen vor gesundheitsgefahrdender nichtionisieren-
der Strahlung (NIS) oder gesundheitsgefahrdendem Schall zu schitzen. NIS- oder Schall-
Belastungen durch Produkte oder bei Expositionssituationen, die nicht auf ein einzelnes Produkt zu-
rickzufihren sind, durfen die Gesundheit und die Sicherheit von Menschen nicht oder héchstens ge-
ringfligig gefahrden. Das neue Gesetz weist damit das gleiche Schutzniveau wie das Bundesgesetz
Uber die Produktesicherheit (PrSG) auf. Es lasst geringflgige Geféahrdungen im Bagatellbereich zu,
sofern sie unter Wahrung eines hohen Schutzniveaus die Gesundheit und Sicherheit von Personen
nicht beeintrachtigen. Dieser Schutz betrifft alle Menschen, ungeachtet ob sie der Strahlung oder dem
Schall bewusst oder unbewusst beziehungsweise absichtlich oder unabsichtlich ausgesetzt sind. Nicht
einbezogen sind NIS- oder Schallexpositionen, die zwar lastig wirken oder eventuell in Zukunft eine
Geféahrdung darstellen kénnten, die aber geméass aktuellem Wissenstand weder die Gesundheit noch
die Sicherheit von Menschen nachweislich beeintrachtigen. Das neue Gesetz sieht deshalb keine
vorsorglichen Massnahmen vor, wie sie beispielsweise das USG kennt.

Absatz 2 Buchstabe a: Das Inverkehrbringen von Produkten, die NIS oder Schall funktionsbedingt
oder als Nebenprodukt erzeugen, wird durch das PrSG und sektorielle Erlasse geregelt. Uber das
PrSG hinausgehend soll das neue Gesetz die herstellerkonforme und sachkundige Verwendung die-
ser Produkte regeln kdnnen. Die entsprechenden Bestimmungen sollen aber keine zusatzlichen An-
forderungen an die einzelnen Produkte enthalten. Das neue Gesetz sieht im Weiteren vor, dass Pro-
dukte, die die Gesundheit und Sicherheit erheblich geféahrden, verboten werden kénnen.

Absatz 2 Buchstabe b: Das neue Gesetz betrifft ebenfalls gesundheitsgefahrdende Expositionssituati-
onen, die sich nicht auf ein einzelnes Produkt zurlickfiihren lassen. Darunter fallen sowohl Veranstal-
tungen mit hohen Schall- und Laserexpositionen als auch andere Situationen, bei denen Menschen
durch mehrere, gleichzeitig wirkende (multiple) NIS- oder Schallquellen exponiert werden. Im Zweck
eingeschlossen ist der Schutz der Gesundheit und der Sicherheit vor naturlichen NIS- oder Schallex-
positionen, sofern dies gerechtfertigt und mit geeigneten Massnahmen vernunftigerweise praktizierbar
ist. Beispielsweise soll das neue Gesetz es dem Bund ermdglichen, die Bevolkerung tber den ver-
ninftigen und gesunden Umgang mit der Sonnenstrahlung zu informieren.

Absatz 2 Buchstabe c: Das neue Gesetz schafft die Grundlage, um das notwendige Wissen zu be-
schaffen, damit die Offentlichkeit tiber gesundheitsrelevante Auswirkungen von NIS und Schall adé-
quat und rechtzeitig informiert werden kann.

Absatz 3:
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Fur Einwirkungen von Larm und Strahlung im Geltungsbereich des Umweltschutzgesetzes (USG)
gelten die Vorschriften des USG. Diese Vorschriften schitzen vor Larm und Strahlen, soweit diese
Uber die Umwelt auf den Menschen einwirken.

Weitergehende Abgrenzungsfragen zu anderen Regelungsbereichen werden im Ausfihrungsrecht
vorgenommen werden missen.

Obwohl die meisten NIS und Schall erzeugenden Produkte elektrische Niederspannungserzeugnisse
sind und damit unter die NEV fallen, legt die Vollzugsbehtérde der NEV das Vollzugsschwergewicht
auf die Beurteilung der elektrischen Sicherheit und nicht auf die gesundheitlichen NIS- oder Schall-
Gefahrdungen. Es ist deshalb denkbar, dass die gesundheitsgefahrdenden NIS- und Schallaspekte
von Produkten, die unter die NEV fallen, zukinftig durch das BAG Uberwacht und vollzogen werden.
Diese Abgrenzung wirde die Tatsache berlicksichtigen, dass das BAG Uber die spezifischerforderli-
chen Fachkenntnisse zu gesundheitlichen Gefahrdungen durch NIS und Schall verfiigt und auf inter-
nationaler Ebene seit langem in den einschldgigen Ausschissen und Organisationen vertreten ist.
Das BAG wirde sich bei einer allfalligen Vollzugstétigkeit auf das PrSG abstitzen (vgl. Art. 2 PrSV),
womit das bisherige Schutzniveau der NEV beibehalten wirde. Der Bundesrat wird eine Abgrenzung
der NEV wie auch von anderen bestehenden Regelungen im Ausflhrungsrecht zu diesem Gesetz
vornehmen.

Das neue Gesetz tangiert in keiner Weise den bisherigen Vollzug zur elektrischen Sicherheit von Nie-
derspannungserzeugnissen, der weiterhin in die Zustandigkeit der bisherigen Vollzugsstellen fallen
soll.

Artikel 2 Begriffe

Buchstabe a. Dieses Gesetz definiert nichtionisierende Strahlung (NIS) als elektromagnetische Felder
mit einer Wellenlange von grésser als 100 Nanometer. Diese elektromagnetischen Felder teilen sich
in zwei Bereiche auf:

- Die ultraviolette Strahlung (UV), das sichtbare Licht und die infrarote Strahlung bilden den
energiereicheren Bereich der NIS und werden unter dem Begriff der optischen Strahlung zu-
sammengefasst. Typische Quellen optischer Strahlung sind die Sonne, Lampen, Laser oder
Solarien.

- Die nicht unter die optische Strahlung fallenden elektromagnetischen Felder bilden den ener-
giearmeren Bereich der NIS und werden fast ausnahmslos technisch erzeugt. Obwohl sie nur
einen Teilbereich der elektromagnetischen Felder darstellen, werden sie in der Technik in Er-
mangelung eines spezifischen Begriffs ebenfalls als elektromagnetische Felder bezeichnet.
Da sich diese Terminologie international durchgesetzt hat, kommt sie auch unter dem neuen
Gesetz zum Tragen. Folgende EMF-Bereiche werden unterschieden: Hochfrequente und so-
mit schnell schwingende EMF kommen vor allem bei Technologien vor, die mittels Funkstrah-
len Informationen Ubertragen, sei dies bei der Mobilkommunikation, bei Radio und TV oder bei
drahtlosen Identifikationssystemen (RFID). Niederfrequente und somit langsam schwingende
EMF treten bei allen elektrischen Geraten auf, die ans Stromnetz angeschlossen sind. Stati-
sche und somit nicht schwingende EMF kommen bei Permanentmagneten oder in der medizi-
nischen Diagnostik bei Magnetresonanztomographen (MRI) vor. Viele der alltaglichen Produk-
te wie beispielsweise Elektromotoren, Handys oder Induktionskochherde erzeugen EMF ge-
zielt, um funktionieren zu kénnen. Die EMF anderer Produkte wie beispielsweise von Lampen
entstehen konstruktionsbedingt und tragen nichts zur eigentlichen Funktion der Produkte bei.

Damit schliesst das neue Gesetz liickenlos an den Geltungsbereich der Strahlenschutzgesetzgebung
an, welche die ionisierende Strahlung abdeckt.

Buchstabe b: Der Schall stellt eine physikalische Druckwelle jeglicher Wellenlange dar, die sich in
einem physikalischen Medium mit beliebigen Eigenschaften ausbreitet. Der Schall unterteilt sich je
nach Frequenz in drei Bereiche: Der Horschall umfasst diejenige Frequenzen, die das Gehodr wahr-
nimmt. Ultraschall und Infraschall umfassen die fir Menschen nicht hérbaren Frequenzbereiche ober-
bzw. unterhalb des Hdérschalls. Typische Quellen sind medizinische Ultraschalldiagnosegerate sowie
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medizinische oder kosmetische Ultraschallanwendungen, die beispielsweise bei Schlankheitsbehand-
lungen zum Einsatz kommen.

Buchstabe c: Im neuen Gesetz ist das Produkt analog dem Produktebegriff des PrSG mit der Prazisie-
rung definiert, dass es NIS oder Schall erzeugt. Dabei spielt es keine Rolle, ob NIS oder Schall gezielt
fur die Funktion des Produktes produziert wird oder konstruktionsbedingt durch den Betrieb des Pro-
duktes entsteht. Ein Produkt im Sinne dieses Gesetzes stellt demnach eine verwendungsbereite be-
wegliche Sache dar, die NIS oder Schall erzeugt, auch wenn sie Teil einer anderen beweglichen oder
unbeweglichen Sache bildet. Analog dem PrSG fallen in Bauwerke eingebaute NIS- oder Schall er-
zeugende Teile und Materialien unter dieses Gesetz, nicht jedoch die Bauwerke selber. Der Begriff
"Produkt" steht im neuen Gesetz nicht nur fur einzelne Produkte, sondern auch fiir ganze Produk-
tegruppen wie beispielsweise alle handgefiihrten Laserpointer einer bestimmten Laserklasse.

Artikel 3 Verwendung von Produkten

Die heutige Produktesicherheitsgesetzgebung fordert in erster Linie Produkte, die bereits durch ihren
konstruktiven Aufbau so sicher sind, dass sie - normal oder verniunftigerweise vorhersehbar verwen-
det - die Sicherheit oder Gesundheit der Verwenderinnen und Verwender nicht oder nur geringfligig
geféhrden. Solche Produkte bendtigen normalerweise weder spezifische Sicherheitsvorgaben seitens
des Herstellers noch eine spezifische Sachkunde der Verwenderinnen und Verwender. Die meisten
der heute gehandelten NIS- oder Schall-Produkte im Publikumsbereich gehdren zu dieser Produkte-
kategorie. Sie fihren zu NIS- und Schallbelastungen, die in jedem Betriebsfall unter den Gesundheits-
Grenzwerten liegen und die somit die Gesundheit nicht gefahrden. Diese konstruktiv sicheren Produk-
te fallen nicht unter diesen Artikel, sofern ihre Sicherheitsvorgaben weder NIS noch Schall betreffen.

Artikel 3 betrifft somit ausschliesslich Produkte, die unter Umstéanden die Grenzwerte fir NIS- oder
Schall-Expositionen Uberschreiten und dadurch die Gesundheit potenziell gefahrden. Diese Produkte
sind nur dann sicher, wenn alle vom Hersteller vorgesehenen Sicherheitsvorgaben wie Sicherheitsvor-
richtungen, Installations-, Bedienungs- und Wartungsanleitungen oder Warnungen beachtet werden
oder wenn sie von einer speziell geschulten sachkundigen Person verwendet werden.

Absatz 1 verpflichtet Personen, die ein Produkt installieren, verwenden oder warten, die herstellersei-
tigen Sicherheitsvorgaben wie Sicherheitsvorrichtungen, Installations-, Bedienungs- und Wartungsan-
leitungen oder Warnungen wahrend der praktischen Verwendung anzuwenden und zu befolgen. Die-
se Sorgfaltspflicht ermdglicht es, dass alle Sicherheitselemente eines Produktes auch tatséchlich zum
Tragen kommen. Diese Sorgfaltspflicht betrifft alle Phasen nach dem Inverkehrbringen mit Ausnahme
der Entsorgung. Unter diese Produktekategorie fallt eine limitierte Anzahl von Produkten. Typisches
Beispiel ist das Solarium, dessen UV-Strahlung auf die verschiedenen Hauteigenschaften der Kund-
schaft abgestimmt sein muss, damit Braunungseffekte auftreten. Falls Solarienanbieter diese Gerate
falsch installieren, warten oder betreiben Geraten oder kundenspezifische Risikofaktoren nicht beach-
ten, so kénnen fur empfindliche Kundinnen und Kunden Gesundheitsgefahrdungen entstehen. Diese
Gefahrdungen lassen sich konstruktiv nicht beseitigen und mussen durch Installations-, Bedienungs-
und Wartungsanleitungen und Warnungen so entschérft werden, dass das potenziell unsichere Sola-
rium keine Geféahrdung mehr darstellt.

Absatz 2 betrifft gewerblich oder beruflich eingesetzte Produkte, die auf Grund ihrer hohen Leistung
die Gesundheit exponierter Menschen gefahrden kdnnen, sofern sie unsachgemass verwendet wer-
den. Dabei handelt es sich um Produkte, die erhdhte Anforderungen an ihre Bedienung voraussetzen.
Diese Produkte sind vielfach dafiir konzipiert, Menschen mit NIS oder Schall zu exponieren, um ge-
winschte Effekte hervorzurufen. Die eingesetzten NIS oder Schallbelastungen liegen deshalb oft weit
Uber den Grenzwerten, die fir die Sicherheit von Publikumsprodukten gelten. Beispiele dazu sind
kosmetische Haut- oder Schlankheitsbehandlungen mit optischer Strahlung oder Ultraschall sowie
Wellnessprodukte, die mit starken Magnetfeldern arbeiten. Ebenfalls unter diesen Artikel fallen leis-
tungsstarke Produkte, die bei Konzerten, in Clubs oder Diskotheken als Publikumsattraktion zum Ein-
satz kommen. Beispiele sind Laser- oder Lichtshows bei Veranstaltungen, die mit starker optischer
Strahlung sichtbare Bilder in RGume oder Bereiche projizieren, in denen sich das Publikum aufhalt.
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Personen, die solche Produkte verwenden, miissen die mdglichen Gefahrdungen kennen, ihnen be-
gegnen kénnen und allen zusétzlichen Anforderungen gewachsen sein, die eine sichere Bedienung
erfordert. Zu diesem Zweck mussen sie fahig sein, alle herstellerseitigen Sicherheitsvorgaben umset-
zen zu kdnnen. Zudem mussen sie sich alle weitergehenden, fir die sichere Verwendung zweckdien-
lichen Sachkenntnisse und Ausbildungen angeeignet haben. Dementsprechend sind solche Produkte
nicht fir Konsumentinnen oder Konsumenten bestimmt, sondern sollen ausschliesslich dem sachkun-
digem Fachpersonal aus dem gewerblichen oder beruflichen Bereich vorbehalten bleiben.

Die durch das neue Gesetz geforderte sachkundige Verwendung von Produkten betrifft insbesondere
die Kosmetikbranche, in der solche Produkte weit verbreitet sind. Sie werden von Anbietern mit unter-
schiedlichem fachlichem Hintergrund fiir verschiedene Behandlungen eingesetzt. Ziel des Artikels ist
es nicht, diese potenziell gefahrlichen, aber bei der Kundschaft beliebten Angebote zu verbieten.
Stattdessen sollen sie auf ein stabiles fachliches und rechtliches Fundament gestellt werden. Im Vor-
dergrund steht dabei, fur solche Behandlungen nur Produkte einzusetzen, die qualitativ hochwertig
sind und die sachkundig im gewerblichen und beruflichen Rahmen verwendet werden.

Das neue Gesetz gibt dem Bundesrat die Mdglichkeit, Massnahmen fiir den gewerblichen und berufli-
chen Einsatz zu spezifizieren, um damit mdgliche Geféahrdungen effizient zu verhindern. Nach Buch-
stabe a kann er einen Sachkundenachweis fordern. Im Moment stehen zwei Bereiche im Vordergrund:

1) Kosmetisch verwendete Medizinprodukte oder gleichwertige Produkte, die mit starken und
Uber den Grenzwerten liegenden NIS oder Schallbelastungen arbeiten, erfordern eine sorgfal-
tige, individuell auf die Kundin oder den Kunden bezogene Behandlung. Eine nachgewiesene
Sachkunde von ausgebildeten Fachkréften ist dabei die Grundlage, um geféahrdungsrelevante
Eigenschaften der Kundschaft zu beurteilen, Uberexpositionen zu vermeiden, Behandlungen
bei moglichen Gefahrdungen an eine qualifizierte Fachperson weiterzuweisen, die teilweise
komplexen Apparaturen sachkundig zu bedienen und die Kundschaft Gber alle relevanten As-
pekte zu informieren.

2) Starke Laser- oder Lichtshows sollen an Veranstaltungen nur von sachkundigen Personen be-
trieben werden, da aus Attraktivitatsgriinden oft ins Publikum gestrahlt wird. Die sachkundige
Verwendung dieser Produkte soll dabei dafiir sorgen, dass keine gefahrlichen Blendungen
entstehen und die Grenzwerte fir den Schutz der Augen eingehalten werden. Damit lassen
sich Schaden der Netzhaut verhindern, die das Sehvermdgen beeintrachtigen und im
schlimmsten Fall zu Blindheit fiilhren. Die Sachkunde soll auch sicherstellen, dass keine unbe-
teiligten Drittpersonen ausserhalb der Veranstaltung durch fehlgeleitete Strahlung beeintrach-
tigt werden. Der Artikel erlaubt es, neu eine Ausbildungspflicht fir Betreiber solcher Shows
verbindlich vorzuschreiben, da bisher die gesetzliche Grundlage dazu fehlt.

Mit Buchstabe b kann der Bundesrat den Einbezug einer geeigneten Fachperson verlangen. Im Vor-
dergrund stehen dabei gewerblich angebotene kosmetische Behandlungen mit Laserstrahlen, puls-
férmigem Licht oder Ultraschall, fur die in gewissen Féllen eine medizinische Anamnese notwendig ist.

Absatz 3 gibt dem Bundesrat die Mdglichkeit, Anforderungen an die Ausbildung fir den Sachkunde-
nachweis festzulegen.

Er wird dabei Dritte beiziehen, insbesondere die entsprechenden Ausbildungsinstitutionen / Organisa-
tionen der Arbeitswelt (Sozialpartner, Berufsverbé&nde, andere zustandige Organisationen und andere
Anbieter der Berufsbildung), die fir die spezifische Verwendung von Produkten bereits sachkundig
sind. Der Bundesrat muss die Organisationen der Arbeitswelt mit einbeziehen, sofern die Anforderun-
gen an den Sachkundenachweis an die Berufsbildung geknipft sind. Die einbezogenen Dritten sollen
die notwendige Sachkunde zu Handen des Bundesrates definieren, die erforderlichen Ausbildungs-
gange zusammenstellen und die Ausbildungen geméass dem Berufshildungsgesetz®" durchfihren.

*1 SR 412.10
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Bedarf fur einen explizit vom Bundesrat festgelegten Sachkundenachweis besteht im Moment bei
Veranstaltungen mit Lasershows. Die Anforderungen an die notwendige Sachkunde und Ausbildung
soll auf Basis bestehender internationaler Leitfdden verbindlich erklart werden. Damit soll sicherge-
stellt werden, dass in Zukunft durch Planung, Design, Aufbau und Durchfihrung von Lasershows kei-
ne Gesundheitsgefahrdungen des Publikums mehr entstehen.

Artikel 4 Massnahmen bei gesundheitsgefahrdenden Expositionen

Artikel 4 betrifft Situationen mit gesundheitsgefahrdenden NIS oder Schall-Expositionen, die nicht
durch ein einzelnes Produkt verursacht werden. Dies ist beispielsweise an einer Veranstaltung mit
hohen Schallpegeln der Fall. Die Schallexposition des Publikums setzt sich aus dem verstarkten
Schall der eigentlichen Beschallungsanlage, dem verstarkten Schall der Buhnenlautsprecher, dem
Direktschall von der Bilhne, dem Publikumslarm sowie den raumbedingten Reflexionen und Uberlage-
rungen all dieser Schallwellen zusammen. Die Gesundheitsgefahrdung muss deshalb am Ort beurteilt
werden, an dem all diese verschiedenen Schallexpositionen zusammentreffen. Fir Veranstaltungen
sind solche Expositionen heute teilweise durch die Schall- und Laserverordnung (SLV) geregelt, die
sich das Umweltschutzgesetz (USG)52 stutzt. Dieser Artikel erweitert die rechtliche Grundlage, um
festgestellte Regelungslicken zu schliessen.

Neben Veranstaltungen betrifft dieser Artikel weitere Situationen, bei denen sich die einzelnen Exposi-
tionen durch mehrere gleichzeitig betriebene NIS- oder Schall-Produkte tiberlagern. Da jedes Produkt
einzeln den gesamten Grenzwert ausschopfen darf, kénnen gesamthaft sehr hohe Belastungen ent-
stehen. Solche Situationen zeichnen sich beispielsweise an Orten ab, an denen elektronische Dieb-
stahlsicherungen und weitere RFID-Geréte gleichzeitig betrieben werden.

Absatz 1 gibt dem Bundesrat die Kompetenz, fur solche gesundheitsgefahrdenden Situationen Be-
stimmungen zu erlassen, die das Zusammenwirken aller involvierten Produkte betreffen. Diese Be-
stimmungen sollen keine zusatzlichen Anforderungen an die einzelnen Produkte enthalten.

Absatz 2 konkretisiert die moglichen Massnahmen. Sie sind nachfolgend am Beispiel der SLV darge-
stellt. Sie sind aber auch fur andere Expositionssituationen adaquat, die sich nicht auf ein einzelnes
Produkt zuriickfihren lassen.

Buchstabe a erlaubt dem Bundesrat, Belastungswerte festzulegen und die Uberwachung dieser Be-
lastungswerte zu regeln. Solche Belastungswerte umfassen Grenzwerte und mit Auflagen verbundene
Meldewerte, die ein bewahrtes Instrument der SLV darstellen. Ebenfalls bewahrt hat sich die Pflicht
der Veranstalter, ab einem gewissen Belastungswert den Schallpegel einer Veranstaltung zu tberwa-
chen. Sie soll deshalb beibehalten werden.

Buchstabe b sieht eine Informationspflicht bei Belastungen vor, die fir empfindliche Personen oder bei
langer andauernden Expositionen gesundheitsgefahrdend sein kénnen. Im Bereich der SLV ist eine
solche Pflicht bei Veranstaltungen mit hohen Schallpegeln vorgesehen. Veranstalter miissen expo-
nierte Personen deshalb Uber die Gefahrdungen aufklaren, so dass diese allfdllige Schutzmassnah-
men ergreifen kdnnen.

Mit Buchstabe ¢ kénnen Schutzmassnahmen vorgesehen werden. Bei der SLV handelt es sich dabei
um die Pflicht von Veranstaltern, dem Publikum gratis Gehodrschiitze anzubieten und weniger stark
belastete Ausgleichzonen zur Verfligung zu stellen. Zusammen mit den in Buchstabe b beschriebenen
Pflichten bieten diese Massnahmen exponierten Personen die Mdglichkeit, sich eigenverantwortlich
vor hohen Belastungen zu schiitzen.

Buchstabe d sieht eine Meldepflicht explizit fir Veranstaltungen vor, da sich diese Pflicht beim Vollzug
der SLV bei Veranstaltungen mit hohen Schallpegeln und Laser bewéhrt hat.

2 SR 814.01

30



Artikel 5 Verbote

Der technische Fortschritt und die Miniaturisierung der Leistungselektronik haben in den letzten Jah-
ren zu Produkten gefuihrt, die sehr starke NIS- oder Schallbelastungen erzeugen und dadurch die
Gesundheit gefdhrden. Falls bei solchen Produkten keine anderen denkbaren Massnahmen erfolgs-
versprechend sind, soll sie der Bundesrat in Zukunft verbieten kénnen.

Buchstabe a: Die heutigen weltweiten, vielfach internetgestitzten Vertriebskandle machen es maglich,
dass solche oft im Ausland hergestellten Produkte in der Schweiz in den Verkehr gelangen. Das Ein-
und Durchfuhrverbot, welches der Bundesrat fiir spezifische Produkte festlegen kann, untersagt des-
halb sowohl Privatpersonen als auch gewerblichen Inverkehrbringern, geféhrliche Produkte aus dem
Ausland einzufuhren. Damit lassen sich mit verhaltnisméassig wenig Aufwand bereits am Zoll geféhrli-
che Produkte aus der Schweiz fernhalten. Ein vom Bundesrat festgelegtes Abgabeverbot fuhrt dazu,
dass gefahrliche Produkte nicht gewerblich verkauft, nicht vermietet oder auch sonst nicht zur Verfi-
gung gestellt werden. Es verbietet auch, solche Produkte privat weiterzugeben. Ein vom Bundesrat
statuiertes Besitzverbot stellt die strengste Massnahme dar, die den Besitz gefahrlicher NIS- und
Schall-Produkte und damit inbegriffen auch ihre gewerbliche oder private Herstellung verbietet. Dieses
umfassende Verbot ermdglicht es sowohl praventive Massnahme wie auch Massnahmen nach dem
Inverkehrbringen zu treffen.

Die einzigen Produkte, die Buchstabe a zurzeit betrifft, sind die starken und damit auch sehr gefahrli-
chen Laserpointer, deren Strahlung den gesundheitlichen Grenzwert fir Augenschaden stark tber-
schreitet wie auch diejenigen Laserpointer, welche die 6ffentliche Sicherheit gefahrden kénnen. Sol-
che Laserpointer kdnnen aktuell ohne weiteres gewerblich oder privat aus dem Ausland importiert und
anschliessend ohne Sicherheitsmassnahmen verwendet werden. Es ist zudem durchaus moglich,
dass solche Produkte in der Schweiz in den Handel kommen, da der Vollzug der Produktesicherheits-
gesetzgebung nicht lickenlos ist.

Aus diesen Grinden sollen zukinftig mit einer Verordnung die Ein- und Durchfuhr, der Verkauf, die
Vermietung, das zur Verfligung stellen, die Abgabe wie auch der Besitz von zu starken Laserpointern
fur das Gewerbe beziehungsweise Privatpersonen verboten werden (siehe Kapitel 2.6). Im Verbot mit
eingeschlossen sind samtliche produktespezifischen Zubehorteile wie beispielsweise Vorsatzlinsen
oder Halterungen, die Laserstrahlen fokussieren, verstarken oder ausrichten. Zugelassen sind weiter-
hin ungefahrliche, leistungsschwache Laserpointer, die als optische Zeigeinstrumente bei Prasentati-
onen zum Einsatz kommen.

Da sich die Laserpointerproblematik nicht auf ein paar wenige gefahrliche Produkte beschréankt, son-
dern alle Laserpointer ab einer gewissen Leistung miteinschliesst, mussen sich die Verbote sowohl
auf Einzelprodukte als auch auf Produktegruppen beziehen kénnen. Dieser Artikel bietet damit die
Grundlage, die Allgemeinverfiigung des Eidgendéssischen Starkstrominspektorates (ESTI) vom 2. Mai
2011 abzulosen®, die das gewerbliche Inverkehrbringen aller Laserpointer der zwei leistungsstarksten
Laserklassen verbietet.

Laser, welche in Forschung, Industrie und Medizin eingesetzt werden, unterliegen schon heute den
einschlagigen gesetzlichen Bestimmungen und fallen nicht unter diesen Artikel.

Buchstabe b gibt dem Bundesrat die Mdglichkeit, die gewerbliche oder berufliche Verwendung von
Produkten zu verbieten, die trotz aller denkbaren Sicherheitsvorkehrungen die Gesundheit von Men-
schen erheblich gefahrden. Damit soll beispielsweise die Migration medizinischer Behandlungen in
den Kosmetik- oder Wellnessbereich verhindert werden, die eine individuelle medizinische Nutzen-
Risiko-Abschéatzung oder eine medizinische Rechtfertigung erfordern. Damit eine sachgerechte medi-
zinische Verwendung nicht tangiert wird, bezieht sich das Verbot in Abgrenzung zu Buchstabe a nicht
auf die Produkte selber, sondern auf ihre Verwendung im gewerblichen oder beruflichen Rahmen.

*% Allgemeinverfiigung des Eidgenossischen Starkstrominspektorates ESTI tiber das Verbot des In-
verkehrbringens von handgefihrten, batteriebetriebenen Lasern der Klassen 3B und 4 vom 2. Mai
2011 http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2011/3960.pdf
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Der Bundesrat orientiert sich bei der Prifung der Umsetzung dieses Artikels an internationalen Stan-
dards, insbesondere an denjenigen der EU. Massnahmen nach Artikel 5 Buchstabe a dirfen vom
Bundesrat nur beschlossen werden, wenn diese zum Schutz der Gesundheit und des Lebens von
Menschen notwendig sind und sie kein Mittel zur willkirlichen Diskriminierung oder eine verschleierte
Beschrankung des Handels zwischen den Vertragsparteien darstellen. Ansonsten kdnnte mit einer
solchen Massnahme das Freihandelsabkommen mit der EU verletzt werden (Art. 13 i.V.m. Art. 20
FHA).

Artikel 6 Grundlagenbeschaffung

Artikel 6 bildet die Grundlage, um allfallige Massnahmen nach den Artikeln 3 bis 5 zu beschliessen
und umzusetzen sowie die Offentlichkeit nach Artikel 8 unabh&ngig und gemass aktuellem Wissens-
stand zu informieren. Hingegen dient dieser Artikel nicht dazu, die grundlegenden Sicherheits- und
Gesundheitsanforderungen eines Produktes zu definieren. Solche Anforderungen sollen wie bis anhin
die Hersteller, die Inverkehrbringer, internationale Normengremien, wissenschaftliche Gremien und
die Wissenschatft selbst definieren.

Der grosste Teil der Finanzierung der Grundlagenbeschaffung soll Gber eine direkte Finanzierung im
Rahmen der Ressortforschung oder Forschungsférderung der Bundesverwaltung erfolgen. Diese rich-
tet sich nach dem Bundesgesetz vom 14. Dezember 2012 ber die Férderung der Forschung und der
Innovation>* (FIFG, Art. 14). Nach Art. 16 FIFG wird unter Ressortforschung die Forschung verstan-
den, die von der Bundesverwaltung initiiert wird, weil sie die Resultate dieser Forschung zur Erfullung
ihrer Aufgaben bendtigt. Darunter fallt geméass Artikel 16 Absatz 2 Buchstabe d FIFG auch die Auf-
tragsforschung. Da die Forschung der Bundesverwaltung durch das FIFG abgedeckt ist, reicht ein
Verweis auf diese Rahmenregelung aus (vgl. Botschaft zum FIFG; BBI 2011 8827).

Fur die Grundlagenbeschaffung soll es méglich sein, auch weitere Fachbehdrden des Bundes wie
auch die bereits bestehenden Eidgendssischen Kommissionen fiir Strahlenschutz und Uberwachung
der Radioaktivitat (KSR) und fur Larmbekampfung (EKLB) beizuziehen, um eine Expertise oder eine
Zweitmeinung zu wissenschaftlichen Grundlagen oder Publikationen zu erhalten und damit die fir den
Vollzug nétigen Informationen zum Stand von Wissen und Technik zu erganzen. Der Einbezug erfolgt
auf Mandatsebene im Auftrag des BAG.

Artikel 7 Information der Offentlichkeit

Ziel von Artikel 7 ist es, die Offentlichkeit Uber Gesundheitsrisiken von NIS- oder Schall-Produkten
sowie deren sichere Verwendung zu informieren. Dabei stehen insbesondere die unter dieses Gesetz
fallenden Produkte mit Geféhrdungspotenzial im Vordergrund, fir deren sichere Verwendung zuséatzli-
che Informationen und Empfehlungen notig sind. Beispiele sind Laserpointer oder kosmetische Be-
handlungen, die zwar auf dem Markt sind oder angeboten werden, aber auf Grund des nicht flachen-
deckenden Vollzugs méglicherweise noch nicht kontrolliert worden sind, so dass der Schutz der Ge-
sundheit und der Sicherheit durch erganzende Informationen gewéhrleistet werden muss. Der Infor-
mationsauftrag bezieht sich zudem auf potenziell geféhrliche nattrliche NIS- und Schall-Quellen.

Im Weiteren soll es dem BAG im Rahmen des Geltungsbereichs dieses Gesetzes und gegebenenfalls
in Zusammenarbeit mit anderen Amtern mdoglich sein, die Offentlichkeit iber Themen zu informieren,
die zwar nicht direkt gesundheitliche Risiken betreffen, fur die jedoch aus verschiedenen Griinden ein
aktuelles Informationsbedirfnis besteht. Beispiel dazu sind vielfach thematisierte Fragen oder auch
Angste, ob Produkte oder weitere Situationen mit schwachen NIS- oder Schall-Expositionen gesund-
heitliche Risiken aufweisen.

Als Offentlichkeit werden neben der Bevolkerung auch spezifische Zielgruppen wie beispielsweise die
Arzteschaft, die Industrie, das Gewerbe, weitere involvierte Behtrden sowie gewerbliche und berufli-
che Betreiber von NIS oder Schall-Produkten verstanden. Sie sollen mit zielgruppengerecht aufberei-
teten und wissenschaftlich abgestiitzten Informationen versorgt werden, die neben den schon ange-
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sprochenen Risiken auch lber notwendige Massnahmen, Expositionen, gesundheitliche Erkenntnisse
und rechtliche Aspekte Auskunft geben. Informationskanéle sind insbesondere das Internet, aber auch
Informationsbroschiren, Medienmitteilungen, Artikel in Fachzeitschriften oder Informationskampag-
nen.

Artikel 8 Vollzug durch den Bund

Fur das vorliegende Gesetz drangt sich ein zwischen Bund und Kantonen geteilter Vollzug auf. Nach
Absatz 1 vollzieht der Bund das Gesetz, soweit Artikel 9 im Sinne des Vollzugsfoderalismus (Art. 46
Abs. 1 BV) die Vollzugsaufgaben vor Ort nicht den Kantonen Ubertragt. Dem Bund verbleiben damit
vor allem Koordinations- und Informationsaufgaben.

Der Vollzug durch den Bund soll neben der Koordination, der Information und wenigen Kontrolltatig-
keiten am Markt (Art. 8 Abs. 2 und Art. 9 Abs. 2) auch beinhalten, dass das BAG die Interessen im
Gesundheitsschutz in internationalen Normierungsgremien direkt vertreten kann. Dies ist wichtig, da
Normen eines der wichtigsten Hilfsmittel darstellen, um die Sicherheit eines Produktes zu beurteilen.
Halt ein Produkt die normativen Anforderungen ein, so besteht die Vermutung, dass es den grundle-
genden Anforderungen entspricht und somit sicher ist. In Normen, die den Bereich NIS oder Schall
betreffen, spielen gesundheitliche Aspekte eine wesentliche Rolle. Die Erfahrungen der letzten Jahre
haben gezeigt, dass dieses vor allem bei Gesundheitsbehdrden vorhandene Wissen aus Ressour-
cengrunden nicht optimal in die Normierungsaktivitdten einfliesst. Im Moment existieren im Bereich
NIS und Schall deshalb Normen, die mdgliche Risiken fir die Gesund zu wenig bertcksichtigen. Einer
spezifischen Grundlage im NISSG fir die Mitwirkung des BAG in internationalen Normierungsgremien
bedarf es nicht, da diese Grundlage mit der Organisationsverordnung vom 28. Juni 2000 fir das Eid-
gendssische Departement des Innern (OV-EDI; SR 172.212.1) bereits besteht.

Absatz 2: Der Bund kontrolliert das Einfuhr- und Durchfuhrverbot nach Artikel 5. Der Bundesrat kann
diese Aufgabe an die Zollverwaltung Ubertragen, die sowohl die gewerbliche als auch die private Ein-
und Durchfuhr kontrollieren soll.

Artikel 9 Kontrollen durch die Kantone

Das BAG stellt den Kantonen die fir die Kontrollen erforderlichen Informationen und Unterlagen zur
Verfligung und halt damit den Aufwand fiir die Kantone so gering wie moglich. Fir rationelle Vollzugs-
aktivitaten wird auf eine flachendeckende Kontrolle und eine Meldepflicht verzichtet. Die Kontrollen
erfolgen ausschliesslich stichprobenweise und risikoorientiert bei Produkten, welche die grossten Ge-
sundheitsrisiken verursachen, wenn die Sicherheitsvorgaben der Hersteller von den Verwenderinnen
und Verwendern nicht umgesetzt werden.

Buchstabe a: Es soll kontrolliert werden, ob die Sicherheitsvorgaben zu einem Produkt nach seinem
Inverkehrbringen bei der Installation, Verwendung und Wartung beachtet werden. Diese Kontrollen
kénnen sich dabei beschranken auf Produkte, bei welchen durch nicht herstellerkonforme Installation,
Wartung oder Verwendung Gesundheitsrisiken entstehen.

Buchstaben b: Die Kantone uberprifen bei Produkten, deren sichere Verwendung eine spezifische
Sachkunde oder Ausbildung erfordert, ob die verwendende Person diese Anforderungen erfiillt.

Buchstabe c: Die Kontrolle von Massnahmen bei hohen Expositionen, wie beispielsweise der unter
der SLV geregelten Schallexpositionen, obliegt weiterhin den Kantonen. Das BAG unterstiitzt sie wei-
terhin mit Vollzugshilfen.

Buchstabe d: Die Kantone kontrollieren das Abgabeverbot und das Besitzverbot geméss Artikel 5. Da
solche Verbote nur sehr wenige geféahrliche Produkte betreffen, wird der Vollzugsaufwand klein sein.
Das Besitzverbot, das insbesondere fiir starke Laserpointer geplant ist, soll die Polizei vollziehen.
Diese zieht zum Teil heute schon starke Laserpointer ein, die als geféhrliche Gegenstande geméss
Waffengesetz gelten. Durch ein klares Besitzverbot wird sich der Vollzug jedoch vereinfachen.
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Buchstabe e: Die Kantone kontrollieren allféllige Verwendungsverbote von Produkten. Im Vordergrund
steht die gewerbliche oder berufliche Verwendung von Medizinprodukten oder gleichwertigen Produk-
ten, die medizinisches Fachwissen voraussetzen. Der Vollzug soll im Rahmen des Vollzugs der Kos-
metikverordnung oder anderen Kontrollen in Kosmetikstudios durchgefiihrt werden.

Absatz 2: Obwohl die Kontrollen der Massnahmen nach Artikel 4 weitestgehend in der Zustandigkeit
der Kantonen liegen, kann es im Interesse einer sachgerechten und einwandfreien Umsetzung von
Kontrollen angezeigt sein, dass eingeschrankte, spezifische Vollzugsbereiche in der Zustandigkeit des
Bundes liegen. Dies kdnnte den Bereich der Laserstrahlen wie auch der Veranstaltungen mit NIS
betreffen. Mit diesem Absatz behélt sich der Bundesrat deshalb vor, dass der Bund (BAG) komplizier-
te und spezialisierte Messungen vor allem im optischen Bereich selbst durchfihren kann. Die Mes-
sungen und Kontrollen vor Ort kénnen vom BAG an Dritte wie beispielsweise dem Eidgendssischen
Institut fir Metrologie (METAS) in Auftrag gegeben werden, das bereits schon heute Messungen von
Lasershows durchfiihrt. Der Bundesrat wird diese Kompetenz im Interesse einer klaren Aufgabentei-
lung zwischen Bund und Kantonen nur sehr restriktiv anwenden.

Artikel 10 Ubertragung von Aufgaben

Absatz 1: Der vorliegende Artikel schafft die gesetzliche Grundlage fur die Auslagerung von Voll-
zugsaufgaben. Aufgabenlbertragungen bedirfen als Ausnahme zur ordentlichen Behérdenorganisa-
tion einer speziellen Erméchtigung durch den Gesetzgeber. Nach diesem Absatz kann der Bundesrat
die Kontrolle der Massnahmen bei gesundheitsfahrdenden Expositionen nach Artikel 4 an Dritte Uber-
tragen. Diese sollen nétigenfalls die unverzigliche Einstellung der gesundheitsgeféahrdenden Expositi-
onen mit Verfigung anordnen kdnnen. Beispielsweise sollen Dritte fur die Kontrolle von Lasershows
beauftragt werden kdénnen. Es handelt sich bei diesen Kontrolltatigkeiten um sehr technische Aufga-
ben, in denen bestehende Organisationen sowie Expertinnen und Experten, die nicht der Bundesver-
waltung angehoren, Uber ein hohes Fachwissen verfigen. Zudem kann es in solchen Bereichen
zweckmassig und 6konomisch sinnvoll sein, einzelne Vollzugsaufgaben externen Organisationen und
Personen mit speziellem Fachwissen zu Ubertragen.

Absatz 2: Dem Bundesrat obliegt die Aufsicht Giber die beauftragten Dritten.

Absatz 3: Dieser Absatz schafft die gesetzliche Basis, damit die beauftragten Dritten fir die Erfullung
ihrer Aufgaben Gebihren verlangen kdnnen. Damit sie sich auf die Gebuhrenregelungen des Bundes
stiitzen koénnen, hat der Bundesrat die nach Artikel 46a RVOG notwendigen Bestimmungen zur Erhe-
bung von angemessenen Gebuhren vorzusehen. Diese sind in Artikel 12 geregelt. Bei deren Erlass ist
das Aquivalenz- und Kostendeckungsprinzip zu beachten. Im Ubrigen gilt die allgemeine Gebiihren-
verordnung vom 8. September 2004°°,

Absatz 4: Gestiutzt auf diesen Absatz wird der Bund den beauftragten Dritten eine Entschadigung
gewahren, sollten sie ihren Aufwand nicht durch die Erhebung von Gebiihren decken kénnen.

Artikel 11 Verwaltungsmassnahmen

Artikel 11 verfolgt das Ziel, den Kontrollorganen jene Kompetenzen zur Verfiigung zu stellen, die zur
Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlich sind. Absatz 1 erméachtigt die Kontrollorgane, Kontrollen vor
Ort vorzunehmen.

Sofern eine Kontrolle ergibt, dass Vorschriften oder Sicherheitsvorgaben des Herstellers nicht ein-
gehalten werden, so ist das Kontrollorgan, das in den meisten Féallen ein Kontrollorgan der Kantone
sein wird, verpflichtet, die zum Schutze der Sicherheit und der Gesundheit erforderlichen Massnah-
men zu treffen. Mit den Abséatzen 2 und 3 wird fiir die Kontrollorgane die formell-gesetzliche Grundla-
ge geschaffen, die fur die Anordnung resp. Durchfiihrung solcher Massnahmen notwendig ist. Dabei
kann das Kontrollorgan insbesondere auf die in Absatz 3 aufgefiihrten Massnahmen zuriickgreifen,
die sich an denjenigen des PrSG und des THG orientieren. Bei der Ausubung dieser Befugnisse ha-
ben die zustandigen Kontrollorgane den Verhaltnisméassigkeitsgrundsatz nach Artikel 5 BV zu bertick-

%5 SR 172.041.1
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sichtigen. Das Verfahren fiir die Anordnung von Massnahmen im Zusammenhang mit Kontrollen
durch Bundesstellen, bestimmt sich nach dem Bundesgesetz vom 20. Dezember 1968 uber das Ver-
waltungsverfahren (VWVG; SR 172.021). Fur Anordnungen der kantonalen Kontrollstellen ist das je-
weilige kantonale Verfahrensrecht anwendbar.

Absatz 4: Hat die Verwenderin oder der Verwender die Offentlichkeit nicht selber rechtzeitig und wirk-
sam vor gefahrlichen Verwendungen eines Produktes informiert, so warnen die zustandigen Kontroll-
organe die Bevolkerung vor solchen Verwendungen.

Artikel 12 Gebihren

Mit diesem Gesetzesartikel wird festgehalten, dass die Vollzugsorgane von Kantonen und Bund sowie
von vom Bund eingesetzte Dritte Gebuhren fir die verschiedenen Kontrollen erheben. Bei den betref-
fenden Kontrollen handelt es sich um diejenigen gemass den Artikeln 8 Absatz 2, 9, 10 Absatz 1 und
11 Absatz 1. Damit sorgt der Bund fur die nétigen rechtlichen Voraussetzungen, damit die Vollzugs-
stellen des Bundes und der Kantone sowie die eingesetzten Dritten ihre Aufwendungen fur den Voll-
zug von Bundesrecht mindestens teilweise durch eigene Gebihren finanzieren kénnen.

Gemass Absatz 2 erhalt der Bundesrat die Kompetenz, die Einzelheiten der Gebuhrenerhebung zu
regeln. Damit soll sichergestellt werden, dass die Gebuhrenerhebung in der Schweiz geméass den
gleichen Prinzipien erfolgt, womit Wettbewerbsverzerrungen aufgrund von allzu unterschiedlichen
Regelungen vermieden werden kénnen. Die Einzelheiten betreffen vor allem die folgenden Punkte:

— Hohe (Bst. a): Bei der Festlegung der Héhe der Gebihren will der Bundesrat den Kantonen
einen gewissen Handlungsspielraum belassen. Aus diesem Grunde sind Bandbreiten fir die
zulassige Gebuhrenhdhe vorgesehen.

— Modalitaten der Erhebung (Bst. b): Hier geht es in erster Linie darum, den Kreis der Gebliih-
renpflichtigen und allféllige Gebuhrenarten zu definieren.

— Haftung und Verjahrung (Bst. ¢ und d): Auch Haftungsfragen im Fall einer Mehrheit von Ge-
bihrenpflichtigen und Verjahrungsfragen von Geblihrenforderungen sind auf Verordnungsstu-
fe zu klaren.

Gemass Absatz 3 sind bei der Gebuhrenregelung zwei wichtige Grundprinzipien zu beachten, nédmlich
das Aquivalenzprinzip und das Kostendeckungsprinzip. Nach dem Aquivalenzprinzip kann die Gebiih-
renerhebung zur Finanzierung der mit Kontrolltatigkeiten verbundenen Verwaltungskosten grundsétz-
lich dann als berechtigt betrachtet werden, wenn auch die betroffenen Branchen einen Nutzen aus der
Kontrolltatigkeit ziehen. Diese erhdht namlich das Vertrauen der Konsumentinnen und Konsumenten
in die betreffenden Produkte. Das Kostendeckungsprinzip besagt, dass die Gebihren grundsaztlich
samtliche Kosten aus der Aufgabenerfullung decken sollten.

In Absatz 4 ist festgehalten, dass gewisse Ausnahmen von der Gebihrenerhebung vorgesehen wer-
den kénnen, soweit dies durch ein Uberwiegendes o6ffentliches Interesse gerechtfertigt ist. Zu denken
ist dabei in erster Linie an den heute im Produkterecht tblichen Grundsatz, dass bei stichprobeweise
durchgefiihrten Marktkontrollen nur dann Gebulhren erhoben werden, wenn die Kontrolle zu Bean-
standungen fuhrt.

Artikel 13 Datenbearbeitung und -austausch

Absatz 1: Im Rahmen des Vollzugs werden sich verschiedene Bundesstellen und kantonale Behodrden
mit unterschiedlichen Teilaspekten dieses Gesetzes befassen (insbesondere BAG und EZV, siehe
auch Erlauterungen zu Art. 10 Abs. 3). In Absatz 1 wird die Datenbearbeitungsgrundlage geschaffen.
Die Vollzugsbehoérden von Bund und Kantonen werden berechtigt, Personendaten, auch besonders
schitzenswerte, zu bearbeiten, soweit dies fir den Vollzug nach diesem Gesetz erforderlich ist. Das
Bundesgesetz vom 19. Juni 1992 Uiber den Datenschutz (SR 235.1) verlangt dafur eine ausdriuckliche
gesetzliche Grundlage.

Absatz 2 regelt den Datenaustausch. Die Kantone benétigen beispielsweise Unterlagen und Informa-
tionen zu Produkten, die sie im Rahmen der Marktiberwachung kontrollieren missen. Der Bund sei-
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nerseits ist fur die Koordination und die Aufsicht Uber den Vollgzug ebenfalls auf Daten angewiesen,
die durch die Kantone vor Ort erhoben werden. Ferner wird mit dieser Bestimmung die gesetzliche
Grundlage geschaffen, damit die Vollzugsbehérden den erforderlichen Datenaustausch mittels auto-
matisierter Abrufverfahren durchfiihren kénnen. Der Kreis der Abrufberechtigten, der Umfang der ab-
rufbaren Personendaten sowie der Zweck des Abrufs werden unter Berlicksichtigung der schutzwir-
digen Interessen der Betroffenen auf Verordnungsstufe geregelt.

Absatz 3 erméchtigt den Bundesrat, die Zustandigkeiten und die Verfahren zu regeln, die den Daten-
austausch mit dem Ausland (Behdrden, Institutionen und internationale Organisationen) betreffen.
Diese Erméachtigung ist notwendig, da beim Vollzug dieses Gesetzes die Zusammenarbeit mit dem
Ausland und damit ein gewisser Informationsaustausch notwendig sein wird. Dabei kann auch die
Weitergabe von Personendaten im Rahmen von vdlkerrechtlichen Vereinbarungen notwendig sein.
Zudem muss eine Weitergabe von Personendaten dann mdglich sein, wenn sie zur Abwendung einer
unmittelbar drohenden Gefahr fiir Leben oder Gesundheit unerlésslich ist.

Artikel 14 Vergehen

Nach Artikel 14 wird bestraft, wer vorsatzlich ein Produkt ein- oder durchfiihrt, abgibt, besitzt oder
verwendet, das einem Verbot nach Artikel 5 unterliegt. Die Strafandrohungen sind in Anlehnung an
Artikel 16 PrSG ausgestaltet. Gegentiber dem PrSG sind die Hochststrafen im neuen Gesetz jedoch
hoher, da der Tater oder die Taterin gegen ein explizites Verbot verstossen muss, um sich strafbar zu
machen. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass sich Produkte mit erheblichem Gefahr-
dungspotenzial ganz besonders verhangnisvoll auf die Gesundheit des Menschen auswirken kdnnen.

Artikel 15  Ubertretungen

Die Strafandrohung von Artikel 15 Abséatze 1 und 2 entspricht derjenigen von Artikel 17 PrSG. Mit
einer Freiheitsstrafe bis zu einem Jahren oder Geldstrafe soll bestraft werden, wer vorsatzlich gegen
ein Verbot nach Artikel 5 verstdsst (siehe oben Artikel 14). In allen tbrigen Fallen, in denen Vorschrif-
ten dieses Gesetzes verletzt werden, soll der Tater oder die Taterin bei Vorsatz mit hdchstens 40 000
Franken beziehungsweise bei Fahrlassigkeit mit hochstens 20 000 Franken bestraft werden. Strafbar
macht sich demnach, wer die Sicherheitsvorgaben des Herstellers nach Artikel 3 Absatz 1 nicht ein-
halt, wer die Anforderungen an die Verwendung eines Produktes nicht einhalt oder wer gegen die
Massnahmen verstdsst, die der Bundesrat fir Situationen mit gesundheitsgefahrdenden Expositionen
gegenuber Strahlung und Schall erlasst. Ebenfalls bestraft werden kann, wer gegen eine Ausfih-
rungsvorschrift verstosst, deren Ubertretung fir strafbar erklart wird oder wer gegen eine unter Hin-
weis auf die Strafdrohung dieses Artikels an ihn gerichtete Verfligung verstosst.

Nach Artikel 15 Absatz 3 soll mit der gleichen Strafandrohung wie in Absatz 1 bestraft werden kénnen,
wer fahrlassig ein Produkt ein- oder durchfiihrt, abgibt, besitzt oder verwendet, das einem Verbot nach
Artikel 5 unterliegt.

Zudem sind nach Absatz 4 die Artikel 6 und 7 des VStrR anwendbar. Das bedeutet, dass Widerhand-
lungen, die entweder in Geschéftsbetrieben oder sonst in Ausiibung geschéftlicher oder dienstlicher
Verrichtungen fur einen andern begangen werden, geahndet werden. Fur Straftaten, welche mit einer
Busse bis 5 000 Franken zu ahnden sind, gilt die Sonderregelung nach Artikel 7 VStrR, wonach von
der Verfolgung der natirlichen Person, welche die Tat tatséchlich begangen hat, Umgang genommen
und an ihrer Stelle die Firma als solche bestraft werden kann.

4 Auswirkungen

Das BAG wird im Jahr 2014 eine Regulierungsfolgeabschatzung (RFA) durchfiihren. Sie soll die fi-
nanziellen, personellen, politischen und wirtschaftlichen Folgen aufzeigen, die sich direkt oder indirekt
aus der Gesetzesvorlage ergeben. Zum jetzigen Zeitpunkt sind erst grobe quantitative Angaben még-
lich, da der Inhalt des Gesetzes noch nicht konsolidiert ist. Im Folgenden werden deshalb lediglich
erste grobe Abschéatzungen dargelegt.
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4.1 Auswirkungen auf den Bund

Die heutigen Tatigkeiten des Bunds oder des BAG in den Bereichen Wissensbeschaffung und Infor-
mation zu NIS und Schall sollen gestarkt werden, um dem Bediirfnis der Offentlichkeit nach fundierten
und wissenschaftlich abgestiitzten Informationen zu entsprechen. Fir die Wissensbeschaffung
braucht es zu den bestehenden finanziellen Mitteln aus der Ressortforschung voraussichtlich keine
zusatzlichen Mittel.

Die geplanten Intensivierungen der Aufgaben auf Bundesebene fiihren zu einem finanziellen und per-
sonellen Mehrbedarf beim BAG, der sich gemass ersten Abschatzungen auf eine Personenstelle und
jahrlich rund 200'000.- an Sachmitteln belauft. Anpassungen in organisatorischer Hinsicht auf Niveau
der Bundesbehoérden sind nicht nétig. Die bestehenden Strukturen kénnen fur den Vollzug des Geset-
zes und fur die Aufgaben des Bundes genutzt werden.

4.2 Auswirkungen auf die Kantone und Gemeinden

Das neue Gesetz fiihrt bei den Kantonen unter anderem dazu, dass sie neu fur die Uberpriifung der
gewerblichen oder beruflichen Verwendung von Produkten mit Gefahrdungspotenzial zustandig sind.
Da der Mehrbedarf fur diese Kontrollen gering bleiben soll, stellt der Bund den Kantonen benétigte
Unterlagen, Dokumente und Hilfsmittel zur Verfigung. Die Kantone sollen stichprobenweise, zielge-
richtet und risikoorientiert unter Beizug geeigneter kantonaler Behdrden (Lebensmittelinspektorat,
Kantonsapotheker oder -chemiker) kontrollieren. Gemass ersten Schatzungen beléuft sich der Mehr-
aufwand der Kantone fir die Kontrollen auf durschnittlich etwa 10 Stellenprozente pro Kanton. Die
neuen Aufgaben der Kantone verursachen daher Mehrausgaben von schatzungsweise etwa 0,4 Milli-
onen Franken pro Jahr. Diese Kosten, welche sich aus dem Vollzug von Bundesrecht gemass Artikel
46 Absatz 1 der Bundesverfassung ergeben, sind gemass géngiger Praxis im Bereiche des Gesund-
heitspolizeirechts ohne Entschadigung durch den Bund zu erbringen. Mit Artikel 11 des Gesetzes soll
jedoch eine bundesgesetzliche Regelung vorgesehen werden, welche es den Kantonen erlaubt, ihre
Kosten aus dem Vollzugsaufgaben weitgehend durch die Erhebung von Geblhren zu decken.

Auf die Gemeinden sind keine Auswirkungen zu erwarten.

4.3 Auswirkungen auf die Volkswirtschaft / Gesamtwirtschaft

Das neue Gesetz basiert wie bereits viele andere gesetzliche Regelungen im Produktebereich insbe-
sondere auf der Eigenverantwortung von Herstellern, Anbietern und der Konsumenten. Eine strenge
Eingriffsverwaltung ist nur fir Ausnahmefélle vorgesehen. Das neue Gesetz, das vor allem zur siche-
ren Verwendung von NIS- und Schall-Produkten fiihrt, hat einen verbesserten Gesundheitsschutz fir
Konsumentinnen und Konsumenten zur Folge. Im kosmetischen Bereich soll die Sicherheit von Be-
handlungen mit NIS oder Schall verbessert werden und Unfélle, die die Gesundheitskosten beeinflus-
sen kénnen, minimiert werden. Zudem ist das Ziel dieser neuen Anwenderregeln die Qualitat solcher
Behandlungen zu verbessern und die betroffenen Branchen in Hinblick auf den Gesundheitsschutz zu
starken.

Im Rahmen der RFA sollen die 6konomischen Auswirkungen geprtift werden, mit dem Ziel das staatli-
che Handeln und die nétigenfalls anzuordnenden Massnahmen im Rahmen des neuen Gesetzes in
einen 6konomischen Kontext zu bringen. Dabei sollen soweit mdglich die Auswirkungen auf einzelne
gesellschaftliche Gruppen und Unternehmen (z.B. KMUs) beziehungsweise auf die Gesamtwirtschaft
analysiert und aufgezeigt werden. Wie bei allen neuen Gesetzen gilt es darauf zu achten, dass der
Kosteneffekt auf die Wirtschaft tief gehalten werden kann und allfallige Mehrkosten durch einen hohen
Nutzen gerechtfertigt sind.

4.3.1 Auswirkungen auf die Unternehmen

Das neue Gesetz schrankt weder den Handel noch und den Verkauf nennenswert ein, da die beste-
henden Regelungen zum Inverkehrbringen von Produkten unangetastet bleiben. Hersteller von NIS-
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und Schall-Produkten, die sich an die heute geltenden gesetzlichen Regelungen halten, sind nach der
Inkraftsetzung des neuen Gesetzes von keinen Anderungen betroffen. Einzig der Vollzug im Bereich
von NIS- und Schall-Produkten wird intensiviert.

Auch bei der Installation, Verwendung und Wartung von Produkten wird kein nennenswerter Mehrbe-
darf entstehen, sofern Unternehmen wie beispielsweise Solariumbetreiber die heute geltenden Pro-
duktevorschriften der Hersteller bereits umgesetzt haben. Unternehmen missen in Zukunft daftir sor-
gen, dass das Personal solche Sicherheitsvorgaben des Herstellers nicht nur kennt, sondern auch
befolgt. Falls Unternehmen ihr Personal bis anhin nicht entsprechend geschult haben, kann dies allen-
falls zu einem geringen Mehrbedarf an Personalkosten fuhren.

4.3.2 Auswirkungen auf Organisationen und Verbande

Das neue Gesetz wird zur Folge haben, dass beispielsweise kosmetische und medizinische Verbande
vom Bund aufgefordert werden, an Ausbildungsprogrammen fiir gewerbliche oder beruflich verwende-
te NIS- oder Schallprodukte mitzuarbeiten. Diese branchenibergreifende Zusammenarbeit soll dazu
fuhren, dass kosmetische Behandlungen mit NIS oder Schall sicher und mit der notwendigen Qualitat
durchgefiihrt werden.

4.4 Fazit zu den Auswirkungen

Auf Grund erster Einschatzungen wird das neue Gesetz im In- und Ausland kaum nennenswerte wirt-
schaftliche Auswirkungen haben. Fir den Staat entstehen geringe Mehrkosten, die sich allerdings klar
mit einem besseren Gesundheitsschutz der Bevilkerung gegentber NIS und Schall rechtfertigen las-
sen. Das neue Gesetz schafft vor allem die Mdglichkeit, gefahrliche Produkte wie z.B. leistungsstarke
Laserpointer zu verbieten, die die 6ffentliche Sicherheit und die Gesundheit massiv gefahrden kénnen.
Das neue Gesetz orientiert sich an bestehenden Regelungen wie dem Produktesicherheitsgesetz und
handelt nach der gleichen Philosophie. Es sind daher keine regulatorischen Konflikte zu erwarten. Wie
die Praxis zeigt, werden im Bereich der NIS und Schall regelmassig parlamentarische Anfragen ge-
stellt, die den Bedarf zur Schliessung von Schutzliicke aufzeigen und den Bund zum Handeln auffor-
dern.

5 Rechtliche Aspekte

5.1 Verfassungs- und Gesetzméassigkeit

Der Vorentwurf des Gesetzes stitzt sich auf die Artikel 95 Absatz 1 und 118 Absatz 2 Buchstaben a
und b der Bundesverfassung (BV)>®. Artikel 95 Absatz 1 BV gibt dem Bund die Gesetzgebungskompe-
tenz im Bereich der privatwirtschaftlichen Erwerbstatigkeit. Aus Artikel 118 Absatz 2 BV ergeben sich
Kompetenzen zum Erlass von Vorschriften Uber den Umgang mit Gegensténden, welche die Gesund-
heit gefahrden kénnen (Bst. a) sowie zur BekAmpfung stark verbreiteter oder bdsartiger Krankheiten
(Bst. b).

5.2 Vereinbarkeit mit internationalen Verpflichtungen der Schweiz

Fur die Schweiz bestehen grundsétzlich keine verbindlichen internationalen Verpflichtungen im Be-
reich von NIS und Schall. Das neue Gesetz orientiert sich an den bestehenden internationale Richtli-
nien und Empfehlungen (z. B. der EU), die als Orientierungshilfen beigezogen werden.

Nach dem Ubereinkommen der Welthandelsorganisation (WTO) (iber die technischen Handelshemm-
nisse ("Technical barriers to trade (TBT)-Abkommen")57, kurz auch WTO-TBT-Abkommen genannt,
sind technische Vorschriften grundséatzlich so auszugestalten, dass sie sich nicht als technische Han-
delshemmnisse auswirken (Art. 4 Abs. 1 THG). Gemass THG sind sie zu diesem Zweck auf die wich-
tigsten Handelspartner abzustimmen (Art. 4 Abs. 2 THG). Abweichungen vom Grundsatz nach Artikel

*® SR 101
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4 Absatz 1 THG sind nur zulassig, wenn sie den Anforderungen von Artikel 4 Absatz 3 THG entspre-
chen. Ein Einfuhr- oder ein Abgabeverbot, zum Beispiel, sind auf ihre Vereinbarkeit mit dem THG und
den internationalen Verpflichtungen zu tberprifen.

Das Freihandelsabkommen vom 22. Juli 1972 zwischen der Schweiz und der EU stipuliert im Weite-
ren, dass die Parteien auf jede staatliche Beihilfe, die den Wettbewerb durch Begiinstigung bestimm-
ter Unternehmen oder Produktionszweige im Handel mit der EU verfalscht oder zu verfélschen droht,
verzichten. Die neuen gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz vor NIS und Schall sind bei ihrer Um-
setzung dementsprechend nicht-diskriminierend und wettbewerbsneutral auszugestalten. Daher darf
die Schweiz keine Massnahmen gleicher Wirkung wie mengenmassige Beschrankungen ergreifen, die
den Warenverkehr zwischen der Schweiz und der EU einschranken und somit das Freihandelsab-
kommen verletzen wiirden.

Schliesslich kdnnen Produkte, welche unter den Geltungsbereich des neuen Gesetzes fallen, auch in
den Anwendungsbereich des Abkommens vom 21. Juni 1999 zwischen der Schweiz und der EU Uber
die gegenseitige Anerkennung von Konformitatsbewertungen (MRA)SS, insbesondere die Kapitel 1
(Maschinen), 4 (Medizinprodukte), 7 (Funkanlagen und telekommunikationsendgerate) und 9 (elektri-
sche Betriebsmittel und elektromagnetische Vertraglichkeit) von Anhang 1 fallen. Bei der zukinftigen
Entwicklung dieser Kapitel sind die Schweizer und die EU-Produktevorschriften gleichwertig zu gestal-
ten. Abweichende Vorschriften wie zum Beispiel Verbote betreffend des Inverkehrbringens nach Arti-
kel 5 des neuen Gesetzes, sollen analysiert und fallweise durch den Bundesrat festgelegt werden.

5.3 Erlassform

Gemass Artikel 164 BV sind alle wichtigen rechtsetzenden Bestimmungen in der Form des Bundes-
gesetzes zu erlassen. Diesem Erfordernis wird der Erlass des vorliegenden Gesetzes gerecht. Bun-
desgesetze unterliegen nach Artikel 141 Absatz 1 Buchstabe a BV dem fakultativen Referendum. Das
neue Gesetz sieht das fakultative Referendum explizit vor (Art. 20 Abs. 1).

Die Vereinbarkeit des neuen Gesetzes mit den internationalen Verpflichtungen der Schweiz ist ge-
wahrleistet, da das neue Gesetz keine expliziten Vorgaben aufstellt, welche mit dem internationalen
Recht nicht in Einklang zu bringen sind (vgl. Ziff. 2.4). Der Bundesrat wird die EU-Kompatibilitat bei
der Erarbeitung des Ausfiihrungsrechts bertcksichtigen missen.

5.4 Delegation von Rechtsetzungsbefugnissen

Rechtsetzungsbefugnisse kdnnen durch Bundesgesetz ubertragen werden, soweit dies nicht durch
die BV ausgeschlossen ist (Art. 164 Abs. 2 BV). Als allgemeine Beschrankung der Delegation gilt ge-
mass Verfassung insbesondere das Erfordernis, wonach wichtige, grundlegende Bestimmungen in
der Form des Gesetzes zu erlassen sind (Art. 164 Abs. 1 BV). Das neue Gesetz sieht in mehreren
Bestimmungen die Kompetenz des Bundesrates zum Erlass von Ausfihrungsrecht vor. Dies ist des-
wegen gerechtfertigt, weil das neue Gesetz in vielen Féllen bereits selbst die Grundsatze regelt und
somit den Rahmen absteckt, innerhalb dessen sich die Regelung durch den Bundesrat zu bewegen
hat. Zudem ist es Uberall dort sinnvoll, Kompetenzen fiir den Bundesrat zum Erlass von Ausfihrungs-
bestimmungen vorzusehen, wo kiinftig eine rasche Anpassung an neue technische Entwicklungen
und an eine internationale Harmonisierung zu erfolgen hat. Regelungen, die einen hohen Konkretisie-
rungsaufwand mit sich bringen, sollen auf Verordnungsstufe angesiedelt sein. Delegationen sind in
folgenden Artikeln enthalten:

— Artikel 3 Absatz 2 - 3

— Artikel 4 Absatz 2

— Artikel 5

— Artikel 9 Absatz 2

— Artikel 10 Absatz 1 und 2

— Artikel 12 Absatz 2 - 4

— Artikel 13 Absatz 3

8 SR 0.946.526.81

39



	1 Ausgangslage
	1.1 Aktuelle Problematik
	1.2 Rechtliche Situation in der Schweiz
	1.2.1 Bundesgesetzgebung
	1.2.2 Kantonale Gesetzgebung

	1.3 Schwächen des heutigen Systems und Regelungsbedarf
	1.4 Vorarbeiten
	1.5 Auftrag des Bundesrates
	1.6 Vorgehen bei der Erarbeitung des Vorentwurfs

	2 Grundzüge der vorgeschlagenen Regelung
	2.1 Ziele der Vorlage
	2.2 Beantragte Neuregelung
	2.2.1 Einfuhr, Durchfuhr, Abgabe und Besitz von Produkten
	2.2.2 Verwendung von Produkten
	2.2.3 Massnahmen bei gesundheitsgefährdenden Expositionen
	2.2.4 Aufgaben des Bundes
	2.2.5 Vollzug und Optimierung des bestehenden PrSG-Vollzugs
	2.2.6 Strafbestimmungen

	2.3 Untersuchte Alternativen
	2.3.1 Integration in bestehendes Strahlenschutzgesetz oder eigenständiges Gesetz
	2.3.2 Einzelne Regelungsaspekte

	2.4 Internationale Entwicklungen und Rechtsvergleich, insbesondere mit dem europäischen Recht
	2.4.1 Internationale Entwicklungen
	2.4.2 Europäisches Recht

	2.5 Umsetzung des Gesetzesentwurfs
	2.6 Parlamentarische Vorstösse

	3 Erläuterungen zu den einzelnen Artikeln
	4 Auswirkungen
	4.1 Auswirkungen auf den Bund
	4.2 Auswirkungen auf die Kantone und Gemeinden
	4.3 Auswirkungen auf die Volkswirtschaft / Gesamtwirtschaft
	4.3.1 Auswirkungen auf die Unternehmen
	4.3.2 Auswirkungen auf Organisationen und Verbände

	4.4 Fazit zu den Auswirkungen

	5 Rechtliche Aspekte
	5.1 Verfassungs- und Gesetzmässigkeit
	5.2 Vereinbarkeit mit internationalen Verpflichtungen der Schweiz
	5.3 Erlassform
	5.4 Delegation von Rechtsetzungsbefugnissen


